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Gesetzes- und Verordnungsauszüge mit Kommentierungen 
 
 
I. Dienstrecht allgemein 
 
Beschwerden 

 
§ 49 LBG 
Anträge, Beschwerden, Vertretung 
 
(1) Beamtinnen und Beamte können Anträge stellen und Beschwerden vorbringen; hierbei ist der 
Dienstweg einzuhalten. Richten sich Beschwerden gegen unmittelbare Vorgesetzte, so können sie bei 
den nächsthöheren Vorgesetzten unmittelbar eingereicht werden. Der Beschwerdeweg bis zur 
obersten Dienstbehörde steht offen. 
 
(2) Beamtinnen und Beamte können die für sie zuständigen Gewerkschaften oder Berufsverbände mit 
ihrer Vertretung beauftragen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
 
Residenzpflicht 
 
§ 54 LBG 
Wohnung, Aufenthaltsort 
 
(2) Wenn die dienstlichen Verhältnisse es erfordern, können Beamtinnen und Beamte angewiesen 
werden, ihre Wohnung innerhalb einer bestimmten Entfernung von ihrer Dienststelle zu nehmen. 
 
Dienstkleidung 
 

§ 55 LBG 
Dienstkleidung 
 
(1) Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, nach näherer Bestimmung ihrer obersten Dienstbehörde 
Dienst -kleidung und Dienstrangabzeichen zu tragen, wenn es ihr Amt erfordert. Für Beamtinnen und 
Beamte des Landes erlässt die jeweilige oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium diese Bestimmungen. 
 
(2) Freie Dienstkleidung erhalten 
1. die Beamtinnen und Beamten des Polizeivollzugsdienstes, 
2. die Beamtinnen und Beamten des allgemeinen Vollzugsdienstes 
und des Werkdienstes bei den Justizvollzugseinrichtungen, 
3. die technischen Beamtinnen und Beamten der Landesfeuerwehrschule, 
4. die Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen 
Dienstes und die feuerwehrtechnischen Beamtinnen und Beamten nach § 23 des Feuerwehrgesetzes, 
wenn sie zum Tragen von Dienstkleidung verpflichtet sind. Das Innenministerium kann für die 
Beamtinnen und Beamten nach Satz 1 Nr. 1 und 3, das Justizministerium für die Beamtinnen und 
Beamten nach Satz 1 Nr. 2 jeweils im Einvernehmen mit dem Finanzministerium durch 
Rechtsverordnung bestimmen, in welcher Weise der Anspruch auf Dienstkleidung erfüllt wird und in 
welchen Fällen, in denen längere Zeit keine Dienstgeschäfte geführt werden, der Anspruch auf 
Dienstkleidung ausgeschlossen ist. 
 
(3)……… 
 
(4) Beamtinnen und Beamten, denen die Führung der Dienstgeschäfte nach § 39 BeamtStG verboten 
wird, kann das Tragen der Dienstkleidung und Ausrüstung, der Aufenthalt in Diensträumen oder 
dienstlichen Unterkünften und die Führung dienstlicher Ausweise und Abzeichen untersagt werden. § 
39 Satz 2 BeamtStG gilt entsprechend. 
 
Diensthaftpflicht 



4 
 

4 
 

 
§ 48 BeamtStG 
Pflicht zum Schadensersatz 
 
Beamtinnen und Beamte, die vorsätzlich oder grob fahrlässig die 
ihnen obliegenden Pflichten verletzen, haben dem Dienstherrn, 
dessen Aufgaben sie wahrgenommen haben, den daraus 
entstehenden Schaden zu ersetzen.  
Haben mehrere Beamtinnen oder Beamte gemeinsam den 
Schaden verursacht, haften sie als Gesamtschuldner. 
 
§ 59 LBG 
Pflicht zum Schadenersatz 
 

(1) Für den Schadenersatz nach § 48 BeamtStG gelten die 
Verjährungsvorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. Hat der 
Dienstherr Dritten Schadenersatz geleistet, gilt als Zeitpunkt, zu 
dem der Dienstherr Kenntnis im Sinne dieser 
Verjährungsvorschriften erlangt, der Zeitpunkt, zu dem der 
Ersatzanspruch des Dritten diesem gegenüber vom Dienstherr 
anerkannt oder dem Dienstherrn gegenüber rechtskräftig 
festgestellt wird. 
 
(2) Leisten Beamtinnen und Beamte dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser Ersatzansprüche gegen 
Dritte, gehen die Ersatzansprüche auf die Beamtinnen und Beamten über. 
 
 
Nebentätigkeit 
 

§ 60 LBG 
Nebentätigkeit 
 
(1) Nebentätigkeit ist jede nicht zum Hauptamt der Beamtin oder des Beamten gehörende Tätigkeit 
innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes. Ausgenommen sind unentgeltliche Tätigkeiten, 
die nach allgemeiner Anschauung zur persönlichen Lebensgestaltung gehören. 
 
(2) Nicht als Nebentätigkeiten gelten 
1. öffentliche Ehrenämter und 
2. unentgeltliche Vormundschaften, Betreuungen oder 
Pflegschaften. 
Die Übernahme von Tätigkeiten nach Satz 1 ist dem Dienstvorgesetzten anzuzeigen. 
 
Weitere Bestimmungen: 
 
§ 62 Genehmigungspflichte Nebentätigkeiten 
§ 63 Nicht genehmigungspflichte Nebentätigkeiten 
 
Pflegezeiten 
 
§ 74 LBG 
 
(1) Beamtinnen und Beamte dürfen ohne Genehmigung bis zu zwei Wochen unter Wegfall der Dienst- 
oder Anwärterbezüge dem Dienst fernbleiben, wenn dies erforderlich ist, um für pflegebedürftige nahe 
Angehörige nach § 7 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes in einer akut aufgetretenen Pflegesituation eine 
bedarfsgerechte Pflege zu organisieren oder eine pflegerische Versorgung in dieser Zeit 
sicherzustellen. Das Fernbleiben vom Dienst und dessen voraussichtliche Dauer sind unverzüglich 
anzuzeigen. Die Voraussetzungen für das Fernbleiben sind auf Verlangen nachzuweisen. 
 
(2) Beamtinnen und Beamten, die pflegebedürftige nahe Angehörige in häuslicher Umgebung pflegen, 
ist auf Verlangen Urlaub ohne Dienst- oder Anwärterbezüge bis zur Dauer von sechs Monaten zu 
bewilligen (Pflegezeit), soweit nicht Teilzeitbeschäftigung nach Satz 2 ausgeübt wird. Unter den 

Diensthaftpflichtversicherung 

 
Im Mitgliedsbeitrag der ver.di ist 
für Feuerwehrbeamte eine 
Diensthaftpflicht enthalten. 
Schadenfälle an und durch 
Dienst-KFZ können mit der 
Mitgliedschaft in der gewerk-
schaftlichen Unterstützungsein-
richtung des DGB 
(GUV/FAKULTA) abgesichert 
werden. ver.di bietet zudem 
Rechtschutz gegen unbe-
gründete Schadenersatzan-
sprüche durch den Dienstherrn. 
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gleichen Voraussetzungen ist auf Antrag Teilzeitbeschäftigung mit mindestens 30 Prozent der 
regelmäßigen Arbeitszeit zu bewilligen, wenn dringende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Die 
Beurlaubung oder Teilzeitbeschäftigung unterbricht eine Beurlaubung nach § 72 oder eine 
Teilzeitbeschäftigung nach § 69. 
 
 

II. Laufbahnrecht und Qualifizierung 
 
 
Übergangsbestimmungen 
 
Artikel 62 Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstrechts 
§ 1 
 
(2) Für die Einstellung von Beamtinnen und Beamten in Laufbahnen 
besonderer Fachrichtungen gelten die Bestimmungen der §§ 33 bis 44 
LVO in der vor Inkraftreten dieses Gesetzes geltenden Fassung fort, 
längstens jedoch bis zum 31.12.2014. 
 
§ 42 LVO 
 
(1) Im mittleren feuerwehrtechnischen Dienst kann in das 
Beamtenverhältnis auf Probe eingestellt werden, wer 
 
1. den Abschluss einer Realschule 
2. den erfolgreichen Besuch einer Hauptschule und eine die  
 Verwendung bei der Feuerwehr förderliche abgeschlossene 
 Berufsausbildung 
 oder 
3. einen als gleichwertig anerkannten Bildungsstand nachweist. 
 
(2) § 15 Abs. 2 gilt entsprechend *) 
 
(3) Einem Beamten des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes kann nach einer Einführungszeit von 
mindestens 18 Monaten ein Amt seiner Laufbahn verliehen werden, wenn er die Prüfung zum 
Feuerwehrmann bestanden hat. Die Prüfung kann frühestens drei Monate vor Ende der 
Einführungszeit abgelegt werden. Auf die Einführungszeit können nach näherer Bestimmung der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung Zeiten der hauptberuflichen, einer nebenberuflichen oder einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit bei einer Gemeindefeuerwehr, bei einer Werkfeuerwehr oder bei einer 
Feuerwehr einer bundeseigenen Verwaltung angerechnet werden. 
 
*) §15 (2) LVO 
Über die Anerkennung als gleichwertiger Bildungsstand entscheidet das Kultusministerium im 
Einvernehmen mit dem Innenministerium und dem Finanzministerium. 
 
Erwerb der Laufbahnbefähigung 
 
§ 16 LBG 
 
(1) Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerber können die Befähigung für eine Laufbahn 
erwerben 
1. a) durch einen Vorbereitungsdienst im Beamtenverhältnis auf Widerruf, 
b) in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis 
und Bestehen der Laufbahnprüfung, 
 
2. durch Erwerb der Bildungsvoraussetzungen für eine 
Laufbahn und 
a) eine anschließende laufbahnqualifizierende Zusatzausbildung 
oder 
b) eine mindestens dreijährige, der Vorbildung entsprechende Berufstätigkeit, die die Eignung zur 
selbständigen Wahrnehmung eines Amtes der angestrebten Laufbahn vermittelt, 

Das Laufbahnrecht ist in 
das Landesbeamtenge-
setzes Baden-Württem-
berg, Dritter Teil §§ 14 bis 
23 integriert. Die alte 
Laufbahnverordnung ist 
aufgehoben. Für die 
Beamtinnen und Beamten 
des mittleren feuertechni-
schen Dienstes gelten die 
bisherigen Vorschriften 
des § 42 LVO jedoch bis 
31.12.2014 fort. 
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3. durch einen horizontalen Laufbahnwechsel nach § 21, 
 
4. durch Aufstieg nach § 22, 
 
5. aufgrund der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. 
September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30. 9. 2005, S. 22) 
in der je weils geltenden Fassung; das Nähere hierzu regeln die Ministerien im Rahmen ihres 
Geschäftsbereichs im Benehmen mit dem Innenministerium und dem Finanz ministerium durch 
Rechtsverordnung. 
 
(2) Die Ministerien richten im Rahmen ihres Geschäftsbereichs durch Rechtsverordnung im 
Benehmen mit dem Innenministerium und dem Finanzministerium die Laufbahnen ein und gestalten 
den Zugang aus; § 40 der Landeshaushaltsordnung bleibt unberührt. Sie können nach den 
besonderen Erfordernissen der Laufbahn eine 
Höchstaltersgrenze oder besondere gesundheitliche oder 
körperliche Voraussetzungen vorsehen und für den Erwerb der 
Befähigung nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 3 den Nachweis 
zusätzlicher Fachkenntnisse oder besondere Anforderungen 
hinsichtlich der Vor- und Ausbildung festschreiben, wenn dies 
die Besonderheit der Laufbahn und der wahrzunehmenden 
Tätigkeiten erfordert. Im Übrigen bestimmen die 
Laufbahnvorschriften, ob und inwieweit ein erfolgreich 
abgeschlossener Ausbildungsgang für eine Laufbahn auf die Ausbildung für die nächsthöhere 
Laufbahn derselben Fachrichtung und ein nicht erfolgreich abgeschlossener Ausbildungsgang auf die 
Ausbildung für die nächstniedere Laufbahn derselben 
Fachrichtung angerechnet werden können. § 34 Abs. 5 Satz 2 
des Landeshochschulgesetzes bleibt unberührt. 
 
(3) Andere Bewerberinnen und Bewerber können bei Vorliegen 
besonderer dienstlicher Gründe für die Übernahme in das 
Beamtenverhältnis die Befähigung für eine Laufbahn in 
Einzelfällen abweichend von den Vorschriften der 
entsprechenden Laufbahnverordnung erwerben, wenn 
 
1. sie nach Vorliegen der Bildungsvoraussetzungen nach § 15 
mindestens vier Jahre überdurchschnittlich erfolgreich dieser 
Laufbahn entsprechende Tätigkeiten wahrgenommen haben; 
liegen nur die Bildungsvoraussetzungen der nächstniederen 
Laufbahngruppe vor, sind 
mindestens acht Jahre erforderlich, 
 
2. sie eine besondere Fortbildungsbereitschaft nachweisen 
können und 
 
3. es für sie eine unzumutbare Härte bedeuten würde, die Befähigung als Laufbahnbewerberin oder 
Laufbahnbewerber zu erwerben. Vor- und Ausbildungen sowie bisherige berufliche Tätigkeiten 
müssen hinsichtlich der Fachrichtung sowie der Breite und Wertigkeit dazu geeignet sein, den 
Bewerberinnen und Bewerbern die Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln, die sie dazu befähigen, 
alle Aufgaben der Laufbahn, in der sie verwendet werden sollen, zu erfüllen. Die Entscheidung trifft 
die oberste Dienstbehörde. 
 
(4) Bewerberinnen und Bewerber müssen über die Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen, die 
für die Wahrnehmung der Aufgaben der jeweiligen Laufbahn erforderlich sind. 
 
Einstellung 
 
§ 18 LBG 
 

Andere Bewerber sind auch 
hauptamtliche feuerwehrtechnische 

Beschäftigte, denen aus 
Altersgründen eine 

Laufbahnprüfung nicht zugemutet 
werden soll und die über 

langjährige berufliche Erfahrungen 
den notwendigen Ausbildungsstand 
in der Gemeindefeuerwehr besitzen 

 
Die Entscheidung trifft die 

Gemeinde als oberster Dienstherr 
selbstständig. 

Eine feste Höchstaltersgrenze gibt 
es formal nicht mehr. Allerdings 

sollten die Kostenbelastungen für die 
Krankenversicherung im 

Beamtenverhältnis ab einem 
bestimmten Alter bedacht werden. 
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(1) Die Begründung eines Beamtenverhältnisses auf Probe oder auf Lebenszeit oder die Umwandlung 
eines Beamtenverhältnisses auf Widerruf in ein solches Beamtenverhältnis (Einstellung) erfolgt 
grundsätzlich im Eingangsamt einer Laufbahn. 
 
(2) Die Einstellung ist ausnahmsweise im ersten oder zweiten Beförderungsamt zulässig, wenn 
besondere dienstliche Bedürfnisse dies rechtfertigen und eine Einstellung im Eingangsamt aufgrund 
der bisherigen Berufserfahrung eine unzumutbare Härte für die Bewerberin oder den Bewerber 
bedeuten würde. Sie darf im ersten Beförderungsamt nur nach einer mindestens dreijährigen, im 
zweiten Beförderungsamt nur nacheiner mindestens vierjährigen erfolgreichen Wahrnehmung 
laufbahnentsprechender Tätigkeiten nach dem Erwerb der Laufbahnbefähigung erfolgen. Bei anderen 
Bewerberinnen und Bewerbern müssen die Mindestzeitennach 
Satz 2 zusätzlich zu den Voraussetzungen für den Erwerb der 
Befähigung nach § 16 Abs. 3 vorliegen. 
 
Beförderung 
 
§ 20 LBG 
Beförderung 
 
(1) Beförderung ist eine Ernennung, durch die einer Beamtin 
oder einem Beamten ein anderes Amt mit höherem Grundgehalt 
verliehen wird. 
 
(2) Ämter einer Laufbahn, die in der Landesbesoldungsordnung A aufgeführt sind, sind regelmäßig zu 
durchlaufen und dürfen nicht übersprungen werden. Das Überspringen von bis zu zwei Ämtern 
innerhalb der Laufbahngruppe ist ausnahmsweise zulässig, wenn 
1. besondere dienstliche Bedürfnisse vorliegen, 
2. nach Art, Dauer und Wertigkeit dem höheren Amt vergleichbare Tätigkeiten im entsprechenden zeit 
- lichen Umfang wahrgenommen wurden und 
3. die laufbahnentsprechenden Tätigkeiten nicht durch Einstellung in einem Beförderungsamt oder 
durch Anrechnung auf die Probezeit berücksichtigt wurden. Wurden die laufbahnentsprechenden 
Tätigkeiten in einem Beamtenverhältnis auf Zeit wahrgenommen, ist ein gleich - zeitiger Wechsel der 
Laufbahngruppe zulässig. Beim Aufstieg nach § 22 kann das Eingangsamt der nächsthöheren 
Laufbahn übersprungen werden, wenn dieses mit keinem höheren Grundgehalt verbunden ist als das 
bisherige Amt. 
 
(3) Eine Beförderung ist nicht zulässig 
1. während der Probezeit, 
2. vor Ablauf eines Jahres seit der Einstellung, 
3. vor Ablauf eines Jahres seit der letzten Beförderung. 

 
Beurteilung 

 
§ 51 LBG 
Dienstliche Beurteilung, Dienstzeugnis 
 
(1) Eignung, Befähigung und fachliche Leistung der Beamtinnen und Beamten sind in regelmäßigen 
Zeitabständen zu beurteilen. Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass 
Beurteilungen außerdem anlässlich bestimmter Personalmaßnahmen erfolgen. In der 
Rechtsverordnung können für Beamtinnen und Beamte des Landes auch Grundsätze der Beurteilung 
und des Verfahrens, insbesondere die Zeitabstände der regelmäßigen Beurteilung, festgelegt sowie 
Ausnahmen für bestimmte Gruppen von Beamtinnen und Beamten zugelassen werden. 
 
(2) Die Beurteilungen sind den Beamtinnen und Beamten zu eröffnen und auf Verlangen mit ihnen zu 
besprechen. Eine schriftliche Äußerung der Beamtin oder des Beamten zu der Beurteilung ist zu den 
Personalaktendaten zu nehmen. 
 
(3) Beamtinnen und Beamten wird auf ihren Antrag nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, 
beim Wechsel des Dienstherrn oder zum Zweck der Bewerbung um eine Stelle bei einem anderen 
Dienstherrn oder außerhalb des öffentlichen Dienstes vom letzten Dienstvorgesetzten ein 

§ 18 Abs. 2 ist anwendbar 
auf feuerwehrtechnische 

Beschäftigte, die in ein 
Beamtenverhältnis 

übernommen werden 
sollen. Gruppenführer 

können hier von EG 8  in A 
8 und Zugführer von EG9 in 

A 9 überführt werden 

Eine Amtszulage ist 
ebenfalls eine 

Beförderung. Deshalb 
gelten dafür auch die 

Fristen gemäß § 20 Abs. 3 
LBG 
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Dienstzeugnis erteilt. Das Dienstzeugnis muss Angaben über Art und Dauer der bekleideten Ämter 
sowie auf Verlangen auch über die ausgeübte Tätigkeit und die Leistung enthalten.  

 
Beurteilungsverordnung BW 

 
§ 2  
(1) Die Beamten des Landes werden regelmäßig alle drei Jahre dienstlich beurteilt. Beamte nehmen 
auch dann an einer Regelbeurteilung teil, wenn sie während des Zeitraums der Regelbeurteilung nach 
§ 1 Abs. 2 beurteilt wurden. 
(2) Die obersten Dienstbehörden können aus wichtigem Grund den Zeitabstand der regelmäßigen 
Beurteilung abweichend von Absatz 1 festsetzen. § 1 Abs. 2 gilt entsprechend, wenn die letzte 
Regelbeurteilung länger als drei Jahre zurückliegt. 
 
§ 3 
Von der regelmäßigen Beurteilung werden ausgenommen: 
1.  

Beamte, die das 55. Lebensjahr vollendet haben 
 
………… 
 

§ 4 
(1) Die fachlichen Leistungen werden in einer Leistungsbeurteilung, die Fähigkeiten in einer 
Befähigungsbeurteilung beurteilt, um sie bei der Feststellung der Eignung im Rahmen von 
Personalentscheidungen berücksichtigen zu können. 
 
(2) In der Leistungsbeurteilung, die sich an einer Aufgabenbeschreibung ausrichtet, werden die 
einzelnen Leistungsmerkmale sowie das zusammenfassende Gesamturteil nach folgendem 
Beurteilungsmaßstab bewertet: 

1. Entspricht nicht den Leistungserwartungen  1,0 und 1,5 Punkte, 
2. entspricht nur eingeschränkt den Leistungserwartungen  2,0 und 2,5 Punkte, 
3. entspricht den Leistungserwartungen  3,0 bis 5,5 Punkte, 
4. übertrifft die Leistungserwartungen  6,0 bis 8,0 Punkte. 

Sowohl bei den einzelnen Leistungsmerkmalen als auch beim Gesamturteil sind 
Zwischenbewertungen mit halben Punkten zulässig. 
 
(3) In der Befähigungsbeurteilung werden die allgemeinen Fähigkeiten anhand von 
Befähigungsmerkmalen nach folgenden Ausprägungsgraden bewertet: 

1. Schwach ausgeprägt, 
2. normal ausgeprägt, 
3. stärker ausgeprägt, 
4. besonders stark ausgeprägt. 

Außerdem sind Fachkenntnisse und Fähigkeiten, die über die Anforderungen des Arbeitsplatzes 
hinausgehen, soweit sie am Arbeitsplatz beobachtet werden können, darzustellen. 
 
(4) Das Beurteilungsverfahren gliedert sich in eine Vorbeurteilung und in eine Endbeurteilung. 
 
(5) Die obersten Dienstbehörden können bestimmen, daß bei Beurteilungen der Beamten des 
mittleren Dienstes 

1. von der Befähigungsbeurteilung und 
2. von einer Gliederung des Beurteilungsverfahrens in eine Vorbeurteilung und in eine 

Endbeurteilung 
abgesehen wird. 
 
Stellenplan 
 
§ 5 Verordnung des Innenministeriums über die Haushaltswirtschaft der Gemeinden 
(Gemeindehaushaltsverordnung -GemHVO) vom 11. Dezember 2009 
 
(1) Der Stellenplan hat die im Haushaltsjahr erforderlichen Stellen der Beamten und der nicht nur 
vorübergehend beschäftigten Arbeitnehmer auszuweisen. Soweit erforderlich, sind in ihm die 
Amtsbezeichnungen für Beamte festzusetzen. Stellen von Beamten in Einrichtungen von Sonder-

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/s7b/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=6&numberofresults=12&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-BeamtBeurtVBWV7P1&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/s7b/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=6&numberofresults=12&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-BeamtBeurtVBWV7P1&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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vermögen, für die Sonderrechnungen geführt werden, sind gesondert auszuweisen. In einer Übersicht 
ist die Aufteilung der Stellen auf die Teilhaushalte darzustellen. 
 
(2) Im Stellenplan ist ferner für die einzelnen Besoldungs- und Entgeltgruppen die Gesamtzahl der 
Stellen für das Vorjahr sowie der am 30. Juni des Vorjahres besetzten Stellen anzugeben. 
Wesentliche Abweichungen vom Stellenplan des Vorjahres sind zu erläutern. 
 
(3) Soweit ein dienstliches Bedürfnis besteht, dürfen im Stellenplan ausgewiesene 
 
1. Planstellen mit Beamten einer niedrigeren Besoldungsgruppe derselben Laufbahn 
besetzt werden, 
2. freigewordene Planstellen des Eingangsamts einer Laufbahn des höheren, gehobenen oder 
mittleren Dienstes mit Beamten der nächstniedrigeren Laufbahn besetzt werden, deren Aufstieg in die 
nächsthöhere Laufbahn vom Dienstherrn beabsichtigt ist, und 
3. freigewordene Planstellen mit Arbeitnehmern einer vergleichbaren oder niedrigeren Entgeltgruppe 
besetzt werden, längstens jedoch für die Dauer von fünf Jahren. 
 
Fortbildung 
 
§ 50 LBG 
 
Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, an der dienstlichen Fortbildung teilzunehmen und sich 
außerdem selbst fortzubilden, damit sie insbesondere die Fach-, Methoden- und sozialen 
Kompetenzen für die Aufgaben des übertragenen Dienstpostens erhalten und fortentwickeln sowie 
ergänzende Qualifikationen für höher bewertete Dienstposten und für die Wahrnehmung von 
Führungsaufgaben erwerben. Die Dienstherrn fördern die dienstliche Fortbildung. Beamtinnen und 
Beamte, die durch Fortbildung ihre Kenntnisse und Fähigkeiten nachweislich wesentlich gesteigert 
haben, sollen nach Möglichkeit gefördert werden und vor allem Gelegenheit erhalten, ihre Eignung auf 
höher bewerteten Dienstposten zu beweisen. 

 
 
III. Besoldung 
 
Landesbesoldungsordnung A 
Anlage 1 zu § 28 LBesGBW 
 
Besoldungsgruppe A 7  Brandmeister 
Besoldungsgruppe A 8  Oberbrandmeister 
Besoldungsgruppe A 9  Hauptbrandmeister *) 
*) Für Funktionen, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 9 abheben, können nach Maßgabe 
sachgerechter Bewertung jeweils bis 30 Prozent der Stellen mit einer Amtszulage nach Anlage 13 
ausgestattet werden. 
 
 
Stellenzulage 
 
§ 49 LBesGBW 
Zulage für Beamte der Feuerwehr (Feuerwehrzulage) 
 
(1) Beamte in Ämtern der Landesbesoldungsordnung A im Einsatzdienst der Feuerwehr sowie 
Beamte, die entsprechend verwendet werden, erhalten eine Stellenzulage. Die Stellenzulage erhalten 
unter den gleichen Voraussetzungen auch Anwärter. *) 
 
(2) Durch die Stellenzulage werden die Besonderheiten des Einsatzdienstes der Feuerwehr, 
insbesondere der mit dem Nachtdienst verbundene Aufwand sowie der Aufwand für Verzehr mit 
abgegolten. 
 
*) aktuelle Feuerwehrzulage siehe Anlage 14 LBesGBW 
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Dienst zu ungünstigen Zeiten (DUZ) 
 
§ 4 Erschwerniszulagenverordnung (EZulVBW 
 
Allgemeine Voraussetzungen 
 
(1) Empfänger von Dienstbezügen in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern und 
Empfänger von Anwärterbezügen erhalten eine Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten, wenn sie mit 
mehr als fünf Stunden im Kalendermonat zum Dienst zu ungünstigen Zeiten herangezogen werden; 
bei Teilzeitbeschäftigung werden diese Dienststunden im gleichen Umfang wie die Arbeitszeit 
reduziert. Die Empfänger, die dem Polizeivollzugsdienst angehören, erhalten unter den 
Voraussetzungen des Satzes 1 anstelle einer Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten eine Zulage für 
lageorientierten Dienst. 

(2) Dienst zu ungünstigen Zeiten ist der Dienst 

1. zur Nachtzeit (Nachtdienst), 
2. an Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen (Sonn- und Feiertagsdienst), 
3. an Samstagen in der Zeit zwischen 13 Uhr und 20 Uhr (Samstagnachmittagsdienst) sowie 
4. an den Samstagen vor Ostern und Pfingsten nach 12 Uhr sowie am 24. und 31. Dezember 

jeden Jahres nach 12 Uhr. 

Nachtzeit ist die Zeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr. Sonn- und Feiertagsdienst ist der Dienst zwischen 0 
Uhr bis 24 Uhr des jeweiligen Tages. 

(3) Lageorientierter Dienst ist der Dienst nach Absatz 2 im Polizeivollzugsdienst. 

(4) Zulagefähig sind nur Zeiten einer tatsächlichen Dienstausübung; Bereitschaftsdienst, der zu 
ungünstigen Zeiten oder lageorientiert geleistet wird, ist voll zu berücksichtigen. Wachdienst ist nur 
zulagefähig, wenn er mit mehr als 24 Stunden im Kalendermonat zu ungünstigen Zeiten oder 
lageorientiert geleistet wird; bei Teilzeitbeschäftigung werden diese Dienststunden im gleichen 
Umfang wie die Arbeitszeit reduziert. 

(5) Zum Dienst zu ungünstigen Zeiten oder zum lageorientierten Dienst gehören nicht der Dienst 
während Übungen, Reisezeiten bei Dienstreisen und die Rufbereitschaft.*) 

(6) Rufbereitschaft im Sinne von Absatz 5 ist das Bereithalten des hierzu Verpflichteten in seiner 
Häuslichkeit (Hausrufbereitschaft) oder das Bereithalten an einem von ihm anzuzeigenden und 
dienstlich genehmigten Ort seiner Wahl (Wahlrufbereitschaft), um bei Bedarf zu Dienstleistungen 
sofort abgerufen werden zu können. Beim Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft gilt als 
Häuslichkeit die Gemeinschaftsunterkunft. 

*) Diese Regelung gilt nur für Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte. 

§ 5 EZulVBW 
 
Höhe und Berechnung der Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten *) 
*) Die aktuellen Beträge siehe § 5 Nummern 1 und 2. 
 
(3) Für Dienst über volle Stunden hinaus wird die Zulage anteilig gewährt. Wenn in einem Zeitraum 
zeitgleich mehrere Zulagentatbestände nach Absatz 1 erfüllt werden, wird dafür die Zulage mit dem 
höchsten Stundenbetrag gezahlt. 

Mehrarbeitsvergütung 
 
 
§ 65 LBesGBW 
Mehrarbeitsvergütung 
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(1) Beamten mit Dienstbezügen in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern kann in folgenden 
Bereichen für Mehrarbeit eine Vergütung gewährt werden: 
………………… 
4. im Einsatzdienst der Berufsfeuerwehr, 
………………… 
(2) Die Vergütung wird nur gewährt, wenn die Mehrarbeit 
1. von Beamten geleistet wurde, für die beamtenrechtliche Arbeitszeitregelungen gelten, 
2. schriftlich angeordnet oder genehmigt wurde und  
3. aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht durch Dienstbefreiung innerhalb von mindestens einem 
Jahr ausgeglichen werden kann. 
 
(3) Die Höhe der Vergütung pro Mehrarbeitsstunde ergibt sich aus Anlage 15. Die für die 
Vergütungssätze maßgebenden Verhältnisse richten sich nach dem Zeitpunkt an dem die Mehrarbeit 
geleistet wurde. Als Mehrarbeitsstunde gilt die volle Zeitstunde, im Schuldienst die Unterrichtsstunde. 
Dienst in Bereitschaft wird nur entsprechend dem Umfang der erfahrungsgemäß bei der betreffenden 
Tätigkeit durchschnittlich anfallenden Inanspruchnahme berücksichtigt; dabei ist schon die Ableistung 
eines Dienstes in Bereitschaft als solche in jeweils angemessenem Umfang anzurechnen. Die im 
Laufe eines Monats abgeleisteten Mehrarbeitszeiten werden zusammengerechnet; ergibt sich hierbei 
ein Bruchteil einer Stunde, so werden 30 Minuten und mehr auf eine 
volle Stunde aufgerundet, weniger als 30 Minuten bleiben unberücksichtigt. Besteht keine feste 
tägliche Arbeitszeit, sodass eine Mehrarbeit nicht für den einzelnen Arbeitstag, sondern nur aufgrund 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für eine volle Woche ermittelt werden kann, so ist 
Mehrarbeit innerhalb einer Kalenderwoche, wenn diese zum Teil auf den laufenden, zum Teil auf den 
folgenden Kalendermonat fällt, dem folgenden Kalendermonat zuzurechnen. Die Vergütung wird für 
höchstens 480 Mehrarbeitsstunden, im Schuldienst höchstens für 288 Unterrichtsstunden im 
Kalenderjahr gewährt. 
 
(4) Mehrarbeit wird nicht vergütet, sofern sie fünf Stunden, im Schuldienst drei Unterrichtsstunden im 
Kalendermonat nicht übersteigt. Bei Teilzeitbeschäftigung vermindert sich diese Grenze entsprechend 
der Verringerung der Arbeitszeit. 
 
(5) Eine Mehrarbeitsvergütung wird nicht gewährt neben 1. Auslandsbesoldung, 2. einer Stellenzulage 
nach § 57 Abs. 1 Nr. 2; dies gilt nicht für Beamte des Observations- und Ermittlungsdienstes, die 
überwiegend im Außendienst eingesetzt sind. Im Übrigen erhalten Beamte der Besoldungsgruppen A 
5 bis A 8 neben der Zulage eine Mehrarbeitsvergütung in Höhe des die Zulage übersteigenden 
Betrags. Eine Mehrarbeitsvergütung wird ferner nicht gewährt, wenn eine Ausgleichszulage (§ 64) 
wegen des Wegfalls einer Stellenzulage nach § 57 Abs. 1 Nr. 2 gezahlt wird, solange diese noch nicht 
bis zur Hälfte aufgezehrt ist. 
 
(6) Teilzeitbeschäftigte, mit Ausnahme von Beamten in Altersteilzeit, erhalten bis zur Erreichung der 
regelmäßigen Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten je Stunde vergütungsfähiger Mehrarbeit eine 
Vergütung in Höhe des auf eine Stunde entfallenden Anteils der Besoldung entsprechender 
Vollzeitbeschäftigter. Zur Ermittlung der auf eine Stunde entfallenden anteiligen Besoldung sind die 
monatlichen Bezüge entsprechender Vollzeitbeschäftigter durch das 4,348-Fache ihrer regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen. Bezüge, die nicht der anteiligen Kürzung nach § 8 Abs. 1 
unterliegen, bleiben unberücksichtigt. Mehrarbeit, die über die Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten 
hinausgeht, wird nach Anlage 15 vergütet. 
 
(7) Die Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts können für ihre Beamten von den in 
Anlage 15 genannten Stundensätzen der Mehrarbeitsvergütung abweichen. Abweichende Sätze der 
Mehrarbeitsvergütung sind durch Satzung zu regeln. 
 
 
 
Dienstpostenbewertung 
 
§ 20 LBesGBW 
Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung 
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(1) Die Funktionen der Beamten und Richter sind nach den mit ihnen verbundenen Anforderungen 
sachgerecht zu bewerten und Ämtern zuzuordnen. Die Ämter sind nach ihrer Wertigkeit unter 
Berücksichtigung der gemeinsamen Belange der in § 1 Abs. 1 genannten Dienstherrn den 
Besoldungsgruppen zuzuordnen. Zur Feindifferenzierung der Ämtereinstufung können Amtszulagen 
(§ 43) ausgebracht werden. 
 
(2) Die zuständigen Ministerien werden ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über die Bewertung der Dienstposten der Beamten der 
Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts zu erlassen. 
 
 

IV. Ruhestand und Versorgung 
 
 
Dienstzeit im Beamtenverhältnis und vergleichbare Zeiten 
 
 
§ 21 LBeamtVGBW 
 
(1) Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die der Beamte vom Tag der ersten Berufung in das 
Beamtenverhältnis an im Dienst eines inländischen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im 
Beamtenverhältnis zurückgelegt hat. Dies gilt nicht für die Zeit 
1. in einem Amt, das die Arbeitskraft nur nebenbei beansprucht, 
2. einer ehrenamtlichen Tätigkeit, 
3. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge; 
 
………….. 
 
(3) Der im Beamtenverhältnis zurückgelegten Dienstzeit 
stehen gleich 
3. die Zeit eines Vorbereitungsdiensts in einem öffentlich- rechtlichen Ausbildungsverhältnis, für die 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften eine Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter 
Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet wird, … 
 
Vordienst- und Ausbildungszeiten 
 
§ 23 LBeamtVGBW 
 
(4) Bis zu einer Gesamtzeit von höchstens fünf Jahren sind ruhegehaltfähig 
1. Zeiten, während der ein Beamter vor der Berufung in das Beamtenverhältnis durch eine Tätigkeit 
oder eine abgeschlossene Ausbildung außerhalb der allgemeinen Schulbildung Fachkenntnisse 
erworben hat, die für die Wahrnehmung des späteren Amts förderlich sind….. 
 
Sonderaltersgrenze Feuerwehr 
 
§ 36 LBG 
Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze 
 
(3) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit des Polizeivollzugsdienstes, auch wenn sie in Planstellen 
des Landesamts für Verfassungsschutz eingewiesen sind, des allgemeinen Vollzugsdienstes und des 
Werkdienstes bei den Justizvollzugseinrichtungen sowie des Einsatzdienstes der Feuerwehr erreichen 
abweichend von Absatz 1 die Altersgrenze mit dem Ablauf des Monats, in dem sie das 62. Lebensjahr 
vollenden. 
 
Antragsaltersgrenze 
 
 
§ 40 LBG 
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Versetzung in den Ruhestand auf Antrag 
 
(1) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit können auf ihren 
Antrag in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie  
1. das 63. Lebensjahr vollendet haben oder 
2. schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch sind und das 62. Lebensjahr 
vollendet haben. 
Für die in § 36 Abs. 3 genannten Beamtinnen und Beamten tritt 
das 60. Lebensjahr an die Stelle des 63. Lebensjahrs nach Satz 1 Nr. 1. 
 
(2) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit sind auf ihren Antrag in den Ruhestand zu versetzen, 
wenn sie eine Dienstzeit von 45 Jahren erreicht und das 65. Lebensjahr vollendet haben. In diesem 
Fall gilt für Rechtsvorschriften, die auf die Altersgrenze nach § 36 Abs. 1 abheben, abweichend der 
Ablauf des Monats, in dem die Voraussetzungen nach Satz 1 erfüllt sind, als Altersgrenze. Als 
Dienstzeit im Sinne des Satzes 1 gelten die ruhegehaltfähigen Dienstzeiten nach § 27 Abs. 3 Satz 2 
bis 5 LBeamtVGBW. Für die in § 36 Abs. 3 genannten Beamtinnen und Beamten tritt das 60. 
Lebensjahr an die Stelle des 65. Lebensjahres nach Satz 1. 
 
 
Dienstunfähigkeit 
 
§ 43 LBG 
Dienstunfähigkeit, begrenzte Dienstfähigkeit, 
Wiederberufung 
 
(2) Beamtinnen und Beamte des Polizeivollzugsdienstes, auch wenn sie in Planstellen des 
Landesamts für Verfassungsschutz eingewiesen sind, sowie des Einsatzdienstes der Feuerwehr sind 
dienstunfähig, wenn sie den besonderen gesundheitlichen Anforderungen für den 
Polizeivollzugsdienst oder den Einsatzdienst der Feuerwehr nicht mehr genügen und keine Aussicht 
besteht, dass innerhalb zweier Jahre die Verwendungsfähigkeit wieder voll hergestellt ist. Dies gilt 
nicht, wenn die von der Beamtin oder dem Beamten auszuübenden Funktionen die besonderen 
gesundheitlichen Anforderungen auf Dauer nicht mehr uneingeschränkt erfordern. Die 
Dienstunfähigkeit nach diesem Absatz wird amts- oder polizeiärztlich festgestellt. 
 

Entstehung und Berechnung des Ruhegehalts / Mindestdienstzeit 
 
§ 18 LBeamtVGBW 
 
(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn der Beamte 
 
1. eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet 
hat oder 
2. infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne grobes Verschulden 
bei Aus -übung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig geworden ist. 
 
Die Dienstzeit wird vom Zeitpunkt der ersten Berufung in das Beamtenverhältnis ab gerechnet und nur 
berücksichtigt, soweit sie ruhegehaltfähig ist. Zeiten, die nach § 22 ruhegehaltfähig sind, sind 
einzurechnen. Satz 3 gilt nicht für Zeiten, die der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet zurückgelegt hat. 
 

Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge 

 
§ 19 LBeamtVGBW 
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
 
(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind  
1. das Grundgehalt und 
2. der ehebezogene Teil des Familienzuschlags (§ 41 Abs. 1 und 2 des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg (LBesGBW),  
3. sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungsrecht als ruhegehaltfähig 

Die Antragsaltersgrenze für 
Feuerwehrbeamtinnen und 
-beamte liegt beim 60. 
Lebensjahr. Voraussetzung: 
45 Dienstjahre. 
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bezeichnet sind,  
4. Leistungsbezüge nach Maßgabe des § 38 LBesGBW, die dem Beamten in den Fällen der Nummer 
1 und 3 zuletzt zugestanden haben oder in den Fällen der Nummer 2 nach dem Besoldungsrecht 
zustehen würden.  
Bei Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung ohne Dienstbezüge (Freistellung) gelten als 
ruhegehaltfähige Dienstbezüge die dem letzten Amt entsprechenden vollen ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge. Satz 2 gilt entsprechend bei eingeschränkter Verwendung eines Beamten wegen 
begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 BeamtStG. Ruhegehaltfähige Dienstbezüge nach Satz 1 Nr. 1, 3 
und 4 werden mit dem Faktor 0,984 vervielfältigt.  
 
(2) Ist der Beamte wegen Dienstunfähigkeit aufgrund eines Dienstunfalls im Sinne des § 45 in den 
Ruhestand getreten, ist das Grundgehalt der nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, Absatz 3 oder 5 
maßgebenden Besoldungsgruppe nach der Stufe zugrunde zu legen, die er bis zum Eintritt in den 
Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze hätte erreichen können. 
 
(3) Ist ein Beamter aus einem Amt in den Ruhestand getreten, das nicht der 
Eingangsbesoldungsgruppe seiner Laufbahn oder das keiner Laufbahn angehört, und hat er 
die Dienstbezüge dieses oder eines mindestens gleichwertigen Amts vor dem Eintritt in den 
Ruhestand nicht mindestens zwei Jahre erhalten, sind nur die Bezüge des vorher bekleideten Amts 
ruhegehaltfähig. Hat der Beamte vorher ein Amt nicht bekleidet, setzt die oberste Dienstbehörde im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zur Höhe der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge der nächst niedrigeren Besoldungsgruppe fest. In die Zweijahresfrist 
einzurechnen ist die innerhalb dieser Frist liegende Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, soweit 
sie als ruhegehaltfähig berücksichtigt worden ist. 
 
(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn der Beamte vor Ablauf der Frist infolge von Krankheit, Verwundung oder 
sonstiger Beschädigung, die er sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung 
des Dienstes zugezogen hat, in den Ruhestand getreten ist. 
 
(5) Das Ruhegehalt eines Beamten, der früher ein mit 
höheren Dienstbezügen verbundenes Amt bekleidet und diese Bezüge mindestens zwei Jahre 
erhalten hat, wird, sofern der Beamte in ein mit geringeren Dienstbezügen verbundenes Amt nicht 
lediglich auf einen im eigenen Interesse gestellten Antrag übergetreten ist, nach den höheren 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen des früheren Amts und der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
berechnet. Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 gelten ent sprechend. Das Ruhegehalt darf jedoch die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des letzten Amts nicht übersteigen. 
 
 
Dienstzeiten 
 
§ 23 LBeamtVGBW 
Vordienst- und Ausbildungszeiten 
 
(4) Bis zu einer Gesamtzeit von höchstens fünf Jahren sind ruhegehaltfähig 
 
1. Zeiten, während der ein Beamter vor der Berufung in das Beamtenverhältnis durch eine Tätigkeit 
oder eine abgeschlossene Ausbildung außerhalb der allgemeinen Schulbildung Fachkenntnisse 
erworben hat, die für die Wahrnehmung des späteren Amts förderlich 
sind oder 
 
2. Zeiten einer praktischen für die Übernahme in das Beamtenverhältnis vorgeschrieben Tätigkeit oder 
des Erwerbs besonderer Fachkenntnisse, die über die für die Übernahme in das Beamtenverhältnis 
vorgeschriebene praktische Tätigkeit hinaus notwendige Voraussetzung für die Wahrnehmung des 
späteren Amts im funktionellen Sinne sind. Wird die allgemeine Schulbildung durch eine andere Art 
der Ausbildung ersetzt, steht diese der Schulbildung gleich. 
 
(5) Zeiten nach Absatz 1 bis 4 können, auch wenn sie sich überschneiden, insgesamt nur bis zu einer 
Gesamtzeit von höchstens fünf Jahren berücksichtigt werden. 
 
(6) Zusätzlich sind bis zu einer Gesamtzeit von 855 Tagen Zeiten einer abgeschlossenen, förderlichen 
Hochschulausbildung ruhegehaltfähig. 
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(7) Ruhegehaltfähig sind Zeiten nach §§ 69 und 74 Abs. 2 Satz 2 LBG. Im Übrigen gilt § 21 Abs. 1 
Satz 3 und 4 entsprechend 
 
Höhe des Ruhegehalts 
 
§ 27 LBeamtVGBW 
 
(1) Das Ruhegehalt beträgt für jedes Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit 1,79375 Prozent der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 19), insgesamt jedoch höchstens 71,75 Prozent. Der 
Ruhegehaltssatz ist auf zwei Dezimalstellen auszurechnen. Dabei ist die zweite Dezimalstelle um eins 
zu erhöhen, wenn in der dritten Stelle eine der Ziffern fünf bis neun verbleiben würde. Zur Ermittlung 
der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstjahre sind etwa anfallende Tage unter Benutzung des Nenners 
dreihundertfünfundsechzig umzurechnen; Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
(2) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 Prozent für jedes Jahr, um das der Beamte 
1. vor Ablauf des Monats, in dem er die für ihn geltende gesetzliche Altersgrenze erreicht, nach § 40 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 LBG in den Ruhestand versetzt wird, 
2. vor Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr 
vollendet, nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LBG in den Ruhestand versetzt wird, 
3. vor Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, wegen Dienstunfähigkeit, die nicht 
auf einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt wird.  
 
Die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 Prozent in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 und 3 und 14,4 
Prozent in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 nicht übersteigen. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 
Gilt für den Beamten eine vor der Vollendung des 65. Lebensjahres liegende Altersgrenze, tritt sie in 
den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 an die Stelle des 65. Lebensjahres; bei Beamten, auf die § 36 Abs. 3 
LBG Anwendung findet, tritt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 anstelle der Vollendung des 65. 
Lebensjahres die Vollendung des 60. Lebensjahres. *) Gilt für den Beamten eine nach Vollendung 
des 67. Lebensjahres liegende Altersgrenze, wird in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 nur die Zeit bis 
zum Ablauf des Monats berücksichtigt. 
 
*) Die Minderung des Ruhegehalts für BeamtInnen des Einsatzdienstes der Feuerwehr wegen 
Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, vor Vollendung des 60. Lebensjahres, ist 
nach dieser Vorschrift auf 10,8% begrenzt. 

 
Mindestversorgung 
 
§ 27 (4) LBeamtVGBW 
 
Das Ruhegehalt beträgt mindestens 35 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 19). An die 
Stelle des Ruhegehalts nach Satz 1 treten, wenn dies günstiger ist, 61,4 Prozent der jeweils 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 5. Die Mindestversorgung 
der Witwe beträgt 60 Prozent des Betrags nach Satz 1 oder, wenn dies für sie günstiger ist, 60,9 
Prozent des Betrags nach Satz 2. Bleibt ein Beamter allein wegen Freistellungszeiten (§ 19 Abs. 1 
Satz 2) von mehr als fünf Jahren mit seinem erdienten Ruhegehalt hinter der Mindestversorgung nach 
Satz 1 oder 2 zurück, wird nur das erdiente Ruhegehalt gezahlt; dies gilt nicht,  
 
1. für Freistellungen wegen Kindererziehung bis zu einer Dauer von drei Jahren für jedes Kind oder 
2. wenn ein Beamter wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand getreten ist. 
 
Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes 
 
§ 28 LBeamtVGBW 
 
(1) Der nach den § 27 Abs. 1, § 51 Abs. 3 Satz 1, § 73 Abs. 2 und § 102 Abs. 5 bis 7 berechnete 
Ruhegehaltssatz erhöht sich vorübergehend, wenn Beamte vor Erreichen der Regelaltersgrenze nach 
§ 36 Abs. 1 LBG in Verbindung mit Artikel 62 § 3 Abs. 2 des Dienstrechtsreformgesetzes in den 
Ruhestand getreten oder versetzt worden sind und sie 
1. bis zum Beginn des Ruhestandes die Wartezeit von 60 Kalendermonaten für eine Rente der 
gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt haben, 
2. a) wegen Dienstunfähigkeit im Sinne des § 26 Abs. 1 
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BeamtStG in den Ruhestand versetzt worden sind 
oder 
b) wegen Erreichens einer besonderen Altersgrenze in den Ruhestand getreten sind oder auf Antrag 
vor Erreichen dieser Altersgrenze in den Ruhestand versetzt wurden, sobald sie die besondere 
Altersgrenze erreicht haben, 
3. einen Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent noch nicht erreicht haben und 
4. keine Einkünfte im Sinne des § 68 Abs. 5 beziehen; 
die Einkünfte bleiben außer Betracht, soweit sie durchschnittlich im Monat einen Betrag von 325 Euro 
nicht überschreiten. 
 
(2) Die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes beträgt 0,95667 Prozent der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge für je zwölf Kalendermonate der für die Erfüllung der Wartezeit (Absatz 1 Nr. 1) 
anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeiten, soweit sie nicht von Absatz 5 erfasst werden und nicht als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt sind. Der hiernach berechnete Ruhegehaltssatz darf 66,97 Prozent 
nicht überschreiten. 
In den Fällen des § 27 Abs. 2 ist das Ruhegehalt, das sich nach Anwendung der Sätze 1 und 2 ergibt, 
entsprechend zu vermindern. Für die Berechnung nach Satz 1 sind verbleibende Kalendermonate 
unter Benutzung des Nenners 12 umzurechnen; § 27 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
(3) Die Erhöhung fällt spätestens mit Ablauf des Monats 
weg, in dem die Ruhestandsbeamten die Regelaltersgrenze nach § 36 Abs. 1 LBG in Verbindung mit 
Artikel 62 § 3 Abs. 2 des Dienstrechtsreformgesetzes erreichen. Sie endet vorher, wenn 
1. aus den anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeiten eine 
Versichertenrente einer inländischen oder ausländischen Alterssicherungseinrichtung bezogen wird, 
mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Rente, oder 
2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 Buchst. a keine Dienstunfähigkeit mehr vorliegt, mit Ablauf des 
Monats, in dem der Wegfall der Erhöhung mitgeteilt wird, oder3. ein Erwerbseinkommen bezogen 
wird, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Erwerbstätigkeit. § 50 Abs. 3 Satz 2 gilt sinngemäß.  
 
(4) Die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes wird auf Antrag vorgenommen. Anträge, die innerhalb von 
drei Monaten nach Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand gestellt werden, gelten als zum 
Zeitpunkt des Ruhestandseintritts oder der Ruhestandsversetzung gestellt. Wird der Antrag zu einem 
späteren Zeitpunkt gestellt, so tritt die Erhöhung vom Beginn des Antragsmonats an ein. 
 
(5) Versorgungsempfänger, die vor Erreichen der Regelaltersgrenze nach § 36 Abs. 1 LBG in 
Verbindung mit Artikel 62 § 3 Abs. 2 des Dienstrechtsreformgesetzes in den Ruhestand versetzt 
worden sind oder in den Ruhestand getreten sind, erhalten vorübergehend Leistungen entsprechend 
den § 50 a Abs. 1 bis 6 und 8, §§ 50 b und 50 d des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG) in der 
bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung, wenn  
1. die Voraussetzungen des Absatz 1 Nr. 1 bis 4 vorliegen  
und  
2. entsprechende Leistungen nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch dem Grunde nach 
zustehen, jedoch vor dem Erreichen der maßgebenden Altersgrenze noch nicht gewährt werden. 
Durch die Leistung nach Satz 1 darf der Betrag nicht überschritten werden, der sich bei Berechnung 
des Ruhegehalts mit einem Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent ergibt. Absatz 3 und 4 und § 66 Abs. 
5 gelten sinngemäß. 
 
 
Ausgleichszahlung 
 
§ 76 LBeamtVGBW 
Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen 
 
(1) Beamte des Vollzugsdienstes und Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr, die vor Vollendung 
des 67. Lebensjahres wegen Erreichens der Altersgrenze nach § 36 LBG in den Ruhestand treten, 
erhalten neben dem Ruhegehalt einen Ausgleich in Höhe des Fünffachen der Dienstbezüge (§ 1 Abs. 
2 Nr. 1, 3 und 4 LBesGBW) des letzten Monats, jedoch nicht über 4.091 Euro. Dieser Betrag verringert 
sich um jeweils ein Fünftel für jedes Jahr, das über die besondere Altersgrenze hinaus abgeleistet 
wird. § 19 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand 
in einer Summe zu zahlen. Der Ausgleich wird nicht neben einer einmaligen (Unfall-)Entschädigung im 
Sinne des § 59 gewährt. 
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(2) Schwebt zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand gegen den Beamten ein Verfahren auf 
Rücknahme der Ernennung oder ein Verfahren, das nach § 24 Abs. 1 BeamtStG zum Verlust der 
Beamtenrechte führen könnte, oder ist gegen den Beamten Disziplinarklage erhoben worden, darf der 
Ausgleich erst nach dem rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens und nur gewährt werden, wenn 
kein Verlust der Versorgungsbezüge eingetreten ist. Die disziplinarrechtlichen Vorschriften bleiben 
unberührt. 
 
(3) Der Ausgleich wird im Falle der Bewilligung von 
Urlaub bis zum Beginn des Ruhestands nach § 72 Abs. 2Satz 1 Nr. 2 LBG nicht gewährt. 

 
Recht auf Versorgungsauskunft 

 
§ 77 LBeamtVGBW 
Erteilung einer Versorgungsauskunft und 
Festsetzung der Versorgungsbezüge 
 
(1) Einem Beamten auf Lebenszeit wird ab dem Zeitpunkt der Begründung eines Anspruchs auf 
Versorgungnach § 18 Abs. 1 in regelmäßigem Abstand von fünf Jahren, beginnend ab dem 1. Januar 
2016, eine Auskunft über die Höhe seiner Versorgungsbezüge auf Grundlage der jeweils zum 
Zeitpunkt der Erteilung der Versorgungsauskunft aktuellen Rechtslage erteilt. Die Auskunft nach Satz 
1 stellt unter Beachtung des § 2 keine verbindliche Zusage über die Höhe der späteren 
Versorgungsansprüche dar; sie steht unter dem Vorbehalt künftiger Sach- und Rechtsänderungen. 
Der Beamte ist verpflichtet, bei Erstellung der Versorgungsauskunft mitzuwirken. Dabei sind 
insbesondere die Daten des in der Versorgungsauskunft aufgenommenen beruflichen Werdegangs 
auf Richtigkeit und Vollständigkeit hin zu überprüfen und etwaige Unrichtigkeiten oder Lücken im 
Werdegang unverzüglich gegenüber der für die Festsetzung der Versorgungsbezüge zuständigen 
Stelle zu melden. Die personalverwaltenden Dienststellen erheben die erforderlichen Daten bei 
Berufung in das Beamtenverhältnis oder für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen 
Beamten binnen drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
 
(2) Ergänzend zu Absatz 1 kann einem Beamten bei ausführlicher Darlegung eines besonderen 
Interesses eine Versorgungsauskunft erteilt werden. 
 
 

V. Arbeitszeit und Urlaub 
 
Bereitschaftsdienst 
 
§ 67 LBG 
Arbeitszeit 
 
(1) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Landtags die 
regelmäßige Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten. Das Nähere, insbesondere zur Dauer der 
täglichen Arbeitszeit und zur flexiblen Gestaltung der Arbeitszeit, regelt  
1. für die Beamtinnen und Beamten des Landes die Landesregierung durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung 
des Landtags, 
 
2. für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts die oberste Dienstbehörde. 
 
Dabei sind die Bestimmungen der Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. L 299 vom 18. 
November 2003, S. 9) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten. 
 
(2) Soweit der Dienst in Bereitschaft besteht, kann die Arbeitszeit entsprechend dem dienstlichen 
Bedürfnis auf im Durchschnitt bis zu 48 Stunden in der Woche verlängert werden. Für Beamtinnen 
und Beamte, die im Wechseldienst unter Einschluss von Bereitschaft Dienst leisten, kann unter 
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Beachtung der allgemeinen Grundsätze der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes die Arbeitszeit 
bis zu im Durchschnitt 54 Stunden in der Woche verlängert werden, wenn diese schriftlich eingewilligt 
haben. Die Beamtin oder der Beamte kann die Einwilligung jederzeit mit einer Frist von zwei Monaten 
widerrufen; auf die Widerrufsmöglichkeit ist vor Erklärung der Einwilligung schriftlich hinzuweisen. Für 
die Ablehnung oder den Widerruf der Einwilligung gilt § 75 Abs. 1 entsprechend. Die Beamtinnen und 
Beamten mit nach Satz 2 verlängerter Arbeitszeit sind in Listen zu erfassen, die stets aktuell zu halten 
sind. Den für den Arbeitsschutz zuständigen Behörden und Stellen, die eine Überschreitung der 
wöchentlichen Höchstarbeitszeit unterbinden oder einschränken können, sind die Listen zur 
Verfügung zu stellen sowie auf deren Ersuchen darüber Auskunft zu geben, welche Beamtinnen und 
Beamten in eine nach Satz 2 verlängerte Arbeitszeit eingewilligt haben. 
 
(3) Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, ohne Vergütung über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus 
Dienst zu tun, wenn zwingende dienstliche Verhältnisse dies erfordern. Werden sie durch dienstlich 
angeordnete oder genehmigte Mehrarbeit mehr als fünf Stunden im Monat über die regelmäßige 
Arbeitszeit hinaus beansprucht, ist ihnen innerhalb eines Jahres für die über die regelmäßige 
Arbeitszeit hinaus geleistete Mehrarbeit entsprechende Dienstbefreiung zu gewähren; bei 
Teilzeitbeschäftigung vermindern sich die fünf Stunden entsprechend der Verringerung der Arbeitszeit. 
Ist Dienstbefreiung aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht möglich, kann nach den 
Voraussetzungen des § 65 LBesGBW Mehrarbeitsvergütung gewährt werden. 
 
Ruhezeit 
 
Die Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung bestimmt keine Mindestruhezeiten, sondern nur die tägliche 
Höchstarbeitszeit. In § 67 LBG wird auf die Geltung und Beachtung der EU-Richtlinie 2003/88/EG 
verwiesen. Damit gilt in Ermangelung eigener Rechtsetzung die EU-Richtlinie unmittelbar. 
 
EU-Richtlinie 2003/88/EG 
 
Artikel 3 
Tägliche Ruhezeit 
 
Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit jedem Arbeitnehmer pro 24-Stunden-
Zeitraum eine Mindestruhezeit von elf zusammenhängenden Stunden gewährt wird. 
 
Artikel 5 
Wöchentliche Ruhezeit 
 
Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit jedem Arbeitnehmer pro 
Siebentageszeitraum eine kontinuierliche Mindestruhezeit von 24 Stunden zuzüglich der täglichen 
Ruhezeit von elf Stunden gemäß Artikel 3 gewährt wird. 
Wenn objektive, technische oder arbeitsorganisatorische Umstände dies rechtfertigen, kann eine 
Mindestruhezeit von 24 Stunden gewählt werden. 
 
Artikel 17 
Abweichungen 
 
(2) Sofern die betroffenen Arbeitnehmer gleichwertige Ausgleichruhezeiten oder in Ausnahmefällen, in 
denen die Gewährung solcher gleichwertigen Ausgleichsruhezeiten aus objektiven Gründen nicht 
möglich ist, einen angemessenen Schutz erhalten, kann im Wege von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften oder im Wege von Tarifverträgen oder Vereinbarungen zwischen den 
Sozialpartnern gemäß den Absätzen 3, 4 und 5 abgewichen werden. 
 
(3) Gemäß Absatz 2 dieses Artikels sind Abweichungen von den Artikeln 3,4, 5 ,8 und 16 zulässig: 
 
 
Zusatzurlaub für Schichtdienst, 24-Stundendienst und Nachtdienst 

 
§ 22 AzUVO 
 
(1) Wird Dienst nach einem Schichtplan verrichtet, der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen 
Arbeitszeit in Wechselschichten bei ununterbrochenem Fortgang der Arbeit während der ganzen 
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Woche, gegebenenfalls mit einer Unterbrechung der Arbeit am Wochenende von höchstens 48 
Stunden Dauer, vorsieht, und sind dabei nach dem Dienstplan im Jahresdurchschnitt in je fünf 
Wochen mindestens 40 Arbeitsstunden in der Nachtschicht zu leisten, wird bei einer solchen 
Dienstleistung wie folgt Zusatzurlaub bewilligt: 
 

In der Fünf-Tage Woche 
Dienstleistung an mindestens 

In der Sechs-Tage-Woche 
Dienstleistung an mindestens 

Zusatzurlaubt 

87 Arbeitstagen 104 Arbeitstagen 3 Arbeitstage 

130 Arbeitstagen 156 Arbeitstagen 4 Arbeitstage 

173 Arbeitstagen 208 Arbeitstagen 5 Arbeitstage 

195 Arbeitstagen 234 Arbeitstagen 6 Arbeitstage 

 
Beginnen an einem Tag zwei Dienstschichten und endet die zweite Dienstschicht an einem anderen 
Kalendertag, so gelten beide Kalendertage als Arbeitstage. 
 
(2) Wird Dienst nach einem Schichtplan zu erheblich unterschiedlichen Zeiten verrichtet, ohne dass 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, erhält die Beamtin oder der Beamte 
einen Arbeitstag Zusatzurlaub, wenn mindestens 110 Stunden, 
zwei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 220 Stunden, 
drei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 330 Stunden, 
vier Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 450 Stunden 
Nachtdienst geleistet wurden. Die Voraussetzungen des Satzes 1 sind nur erfüllt, wenn die Lage oder 
die Dauer der Schichten überwiegend um mindestens drei Stunden voneinander abweichen. 
 
(3) Sind weder die Voraussetzungen des Absatzes 1 noch die des Absatzes 2 erfüllt, erhält die 
Beamtin oder der Beamte 
einen Arbeitstag Zusatzurlaub, wenn mindestens 150 Stunden, 
zwei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 300 Stunden, 
drei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 450 Stunden, 
vier Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 600 Stunden 
Nachtdienst geleistet wurde. 
 
(4) Auf Beamtinnen und Beamte mit ermäßigter Arbeitszeit sind die Absätze 1 bis 3 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Zahl der geforderten Arbeitsstunden in der Nachtschicht oder der geforderten 
Nachtdienststunden im Verhältnis der ermäßigten Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit gekürzt 
wird. 
 
(5) Der Bemessung des Zusatzurlaubs werden die im Kalenderjahr erbrachten Dienstleistungen nach 
den Absätzen 1 bis 4 zu Grunde gelegt. Der Zusatzurlaub erhöht sich ab dem Kalenderjahr, in dem 
die Beamtin oder der Beamte das 50. Lebensjahr vollendet, um einen Arbeitstag. Der Zusatzurlaub 
nach den Absätzen 1 bis 4 darf insgesamt sechs Arbeitstage, in den Fällen des Satzes 2 sieben 
Arbeitstage für das Kalenderjahr nicht überschreiten. § 21 Abs. 3 Satz 1 ist nicht anzuwenden. 
 
(6) Nachtdienst ist der dienstplanmäßige Dienst zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr. 
 
(7) Beamtinnen und Beamte, die nach einem Schichtplan eingesetzt sind, der für den Regelfall 
Schichten von 24 Stunden Dauer vorsieht, erhalten zwei Arbeitstage Zusatzurlaub; die Absätze 1 bis 6 
finden keine Anwendung. Ist mindestens ein Viertel der Schichten kürzer als 24, aber länger als elf 
Stunden, erhält die Beamtin oder der Beamte für je fünf Monate Schichtdienst im Urlaubsjahr drei 
Arbeitstage Zusatzurlaub; Absatz 5 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 
 
Sonderurlaub aus verschiedenen Anlässen 
 
§ 29 AzUVO 
 
(1) Sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, kann der Beamtin oder dem Beamten für die 
notwendige Dauer der Abwesenheit Sonderurlaub unter Belassung der Bezüge bewilligt werden 
1. aus wichtigem persönlichem Anlass, 
2. zur Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit im öffentlichen Leben, 
3. zur Teilnahme an Tagungen, Lehrgängen und Veranstaltungen, soweit sie  
a) staatsbürgerlichen Zwecken dienen oder 
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b) von Organisationen, deren Tätigkeit im öffentlichen Interesse liegt, durchgeführt werden und an den 
Tagungen, Lehrgängen und Veranstaltungen ein öffentliches Interesse besteht oder 
c) fachlichen Zwecken dienen und im dienstlichen Interesse liegen. 
 
(2) Zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines erkrankten Kindes, welches das 12. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist, ist für die notwendige Dauer der 
Abwesenheit Sonderurlaub unter Belassung der Bezüge zu bewilligen. Der Anspruch besteht 
längstens für sieben Arbeitstage im Kalenderjahr für jedes Kind, jedoch für nicht mehr als 18 
Arbeitstage im Kalenderjahr. Für alleinerziehende Beamtinnen und Beamte besteht der Anspruch 
längstens für 14 Arbeitstage im Kalenderjahr für jedes Kind, jedoch für nicht mehr als 36 Arbeitstage 
im Kalenderjahr. Die Beaufsichtigungs-, Betreuungs- oder Pflegebedürftigkeit des Kindes ist durch ein 
ärztliches Zeugnis nachzuweisen. Absatz 1 Nr. 1 bleibt unberührt. 
 
Dauer des Jahresurlaubs 
 
§ 21 AzUVO 
 
(1) Der Jahresurlaub beträgt für Beamtinnen und Beamte, deren regelmäßige Arbeitszeit auf fünf Tage 
in der Kalenderwoche verteilt ist,  
vor dem vollendeten 30. Lebensjahr 26 Arbeitstage, 
ab dem vollendeten 30. Lebensjahr 29 Arbeitstage, 
ab dem vollendeten 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage. 
Maßgebend ist das im jeweiligen Kalenderjahr vollendete Lebensjahr. 
 
(2) Die Arbeitszeit der im Wechseldienst eingesetzten Beamtinnen und Beamten des 
Polizeivollzugsdienstes und des Strafvollzugsdienstes gilt als regelmäßige Arbeitszeit von fünf Tagen 
in der Kalenderwoche im Sinne von Absatz 1; Absatz 3 und § 2 Abs. 1 Satz 2 finden keine 
Anwendung. 
 
(3) Verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit auf mehr oder weniger als fünf Tage in der 
Kalenderwoche, erhöht oder vermindert sich der Erholungsurlaub für jeden zusätzlichen Arbeitstag 
oder arbeitsfreien Tag im Kalenderjahr um ein Zweihundertsechzigstel des Jahresurlaubs. Ändert sich 
die Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit während des Kalenderjahres, ist bei der 
Urlaubsberechnung die Zahl der Arbeitstage zu Grunde zu legen, die sich ergeben würde, wenn die 
für die Zeit des Erholungsurlaubs maßgebende Verteilung der Arbeitszeit für das ganze Jahr gelten 
würde. Noch nicht genommener Erholungsurlaub aus Vorjahren erhöht oder vermindert sich in 
gleicher Weise. 
 
 

VI. Heilfürsorge und Beihilfe 
 
Heilfürsorge 
 
§ 79 LBG 
 
(1) Die Beamtinnen und Beamten des Polizeivollzugsdienstes, auch wenn sie in Planstellen des 
Landesamts für Verfassungsschutz eingewiesen sind, des Einsatzdienstes der Feuerwehr und des 
technischen Dienstes der Landesfeuerwehrschule erhalten Heilfürsorge, solange sie Anspruch auf 
laufende Dienst- oder Anwärterbezüge haben und nicht Anspruch auf vergleichbare Leistungen eines 
anderen Dienstherrn oder eines Dritten oder auf truppenärztliche Versorgung besteht. 
 
………. 
(4) Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr kann anstelle der Heilfürsorge zu 
den Aufwendungen in Krankheitsfällen Beihilfe nach den beihilferechtlichen Vorschriften des Landes 
und ein Zuschuss zu den Beiträgen an eine Krankheitskostenversicherung gewährt werden; daneben 
können zur Erhaltung der Gesundheit Vorsorgekuren nach den Heilfürsorgevorschriften bewilligt 
werden. 
 
(5) Die Kosten der Heilfürsorge oder der Leistungen nach Absatz 4 trägt der Dienstherr 
 
 

http://www.vd-bw.de/webvdbw/addons/weblink/2030-2-6_02.b_1.2.6.4
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Beihilfe 
 
Verordnung des Finanzministeriums über die Gewährung von Beihilfe in Geburts-, krankheits-, Pflege- 
und Todesfällen.Fassung vom 20.02.2003, in Kraft ab 01.04.2003 
 
§ 2 Beihilfeberechtigte Personen 
 
(1) Beihilfeberechtigt sind 
1. Beamte, 
2. Ruhestandsbeamte sowie frühere Beamte, 
3. Witwen und Witwer sowie die in § 23 des Beamtenversorgungsgesetzes genannten Kinder der in 
den 
Nummern 1 und 2 bezeichneten Personen. 
 
(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Personen sind beihilfeberechtigt, wenn und solange sie 
Dienstbezüge, Anwärterbezüge, Unterhaltsbeihilfe, Entpflichtetenbezüge, Ruhegehalt, Übergangsgeld 
auf Grund gesetzlichen Anspruchs, Witwengeld, Witwergeld, Waisengeld nach dem Satz für 
Vollwaisen oder Unterhaltsbeitrag erhalten. Die Beihilfeberechtigung besteht auch, wenn Bezüge nur 
wegen Anwendung von Ruhens- oder Anrechnungsvorschriften nicht gezahlt werden oder wenn 
gnadenweise bewilligte Bezüge die Beihilfeberechtigung ausdrücklich mit umfassen. Ein Urlaub unter 
Wegfall der Bezüge von längstens 31 Kalendertagen lässt den Anspruch auf Beihilfe unberührt. 
 
(3) Als beihilfeberechtigt gelten unter den Voraussetzungen des § 16 auch andere natürliche sowie 
juristische Personen. 
 
(4) Beihilfeberechtigt sind nicht 
1. Ehrenbeamte, 
2. Beamte, wenn das Dienstverhältnis auf weniger als ein Jahr befristet ist, es sei denn, dass sie 
insgesamt mindestens ein Jahr ununterbrochen im öffentlichen Dienst (§ 40 Abs. 6 des 
Bundesbesoldungsgesetzes) beschäftigt oder Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst sind, 
3. Beamte und Versorgungsempfänger, wenn ihnen Leistungen nach § 11 des 
Europaabgeordnetengesetzes, § 27 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des 
Deutschen Bundestags oder entsprechenden vorrangigen landesrechtlichen Vorschriften zustehen, 
4. Ruhestandsbeamte und frühere Beamte, wenn sie am Tag der Beendigung der aktiven Dienstzeit 
nach Nummer 1 oder 2 in der an diesem Tag maßgeblichen Fassung nicht beihilfeberechtigt waren, 
sowie deren Hinterbliebene. 
 
§ 3 Berücksichtigungsfähige Angehörige 
 
(1) Berücksichtigungsfähige Angehörige sind 
1. die Ehegatten der Beihilfeberechtigten, 
2. die im Familienzuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz berücksichtigungsfähigen Kinder der 
Beihilfeberechtigten. Im Hinblick auf die Geburt eines nichtehelichen Kindes des Beihilfeberechtigten 
gilt die Mutter des Kindes als nach Satz 1 Nr. 1 berücksichtigungsfähige Angehörige. 
 
(2) Berücksichtigungsfähige Angehörige sind nicht 
1. Geschwister der Beihilfeberechtigten oder von Ehegatten, 
2. Ehegatten und Kinder beihilfeberechtigter Waisen. 
 
(3) Die Berücksichtigung von Ehegatten endet mit dem Ablauf des Kalendermonats, in dem sie im 
Familienzuschlag nicht mehr berücksichtigungsfähig sind. Die Berücksichtigung von Kindern endet mit 
dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie im Familienzuschlag nicht mehr berücksichtigungsfähig 
sind, bei Wegfall am 31. Dezember eines Jahres mit Ablauf des folgenden Kalenderjahres. Darüber 
hinaus bleiben Kinder, für die der Kinderanteil im Familienzuschlag rückwirkend wegfällt, bis zum 
Ablauf des Kalendermonats, für den zuletzt der Kinderanteil gezahlt wurde, ohne dass der 
Beihilfeberechtigte den Wegfallgrund kannte oder hätte kennen müssen, berücksichtigungsfähig. 
 
§ 14 Bemessung der Beihilfe 
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(1) Die Beihilfe bemißt sich nach einem Vomhundertsatz der beihilfefähigen Aufwendungen 
(Bemessungssatz). Der Bemessungssatz beträgt für Aufwendungen, die entstanden sind für 
1. Beihilfeberechtigte nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 sowie für entpflichtete Hochschullehrer 50 vom Hundert, 
2. Empfänger von Versorgungsbezügen, die als solche beihilfeberechtigt sind, sowie 
berücksichtigungsfähige Ehegatten 70 vom Hundert, 
3. berücksichtigungsfähige Kinder sowie Waisen, die als solche beihilfeberechtigt sind, 80 vom 
Hundert. Sind zwei oder mehr Kinder berücksichtigungsfähig, beträgt der Bemessungssatz für 
Beihilfeberechtigte nach Satz 2 Nr. 1 70 vom Hundert; er vermindert sich bei Wegfall von Kindern 
nicht, wenn drei oder mehr Kinder berücksichtigungsfähig waren. Satz 2 Nr. 2 gilt auch für 
entpflichtete Hochschullehrer, denen auf Grund einer weiteren Beihilfeberechtigung nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2, die jedoch gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 2 nachrangig ist, ein Beihilfebemessungssatz von 70 vom 
Hundert zustehen würde. Maßgebend für die Höhe des Bemessungssatzes ist der Zeitpunkt des 
Entstehens der Aufwendungen.  
 
(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 gelten die Aufwendungen 
1. nach § 6 Abs. 1 Nr. 8 und § 12 Abs. 3 als Aufwendungen des jüngsten verbleibenden Kindes, 
2. einer Begleitperson als Aufwendungen des Begleiteten, 
3. nach § 11 Abs. 1 als Aufwendungen der Mutter, 
 
(3) Für beihilfefähige Aufwendungen, für die trotz ausreichender und rechtzeitiger Versicherung wegen 
angeborener Leiden oder bestimmter Krankheiten auf Grund eines individuellen Ausschlusses keine 
Versicherungsleistungen gewährt werden oder für die die Regelleistungen auf Dauer eingestellt 
worden sind (Aussteuerung), erhöht sich der Bemessungssatz um 20 vom Hundert, jedoch höchstens 
auf 90 vom Hundert. Satz 1 gilt nur, wenn das Versicherungsunternehmen die Bedingungen nach § 
257 Abs. 2 a Satz 1 Nr. 1 bis 4 SGB V erfüllt und eine Aufnahme in den Standardtarif oder die 
Streichung des Risikoausschlusses gegen Risikozuschlag nicht zu zumutbaren Bedingungen möglich 
ist. 
 
(4) Bei freiwillig versicherten Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung einschließlich ihrer 
familienversicherten Angehörigen erhöht sich der Bemessungssatz auf 100 vom Hundert der sich 
nach Anrechnung der nachzuweisenden Kassenleistung ergebenden beihilfefähigen Aufwendungen, 
wenn die Kassenleistung das in der gesetzlichen Pflichtversicherung übliche Maß nicht unterschreitet. 
 
(5) Für Personen, die nach § 28 Abs. 2 SGB XI Leistungen der Pflegeversicherung zu nach § 9 Abs. 3 
Satz 1, Abs. 4 bis 7, 10 und 11 beihilfefähigen Aufwendungen grundsätzlich zur Hälfte erhalten, 
beträgt der Bemessungssatz bezüglich dieser Aufwendungen 50 vom Hundert. Soweit die 
beihilfefähigen Aufwendungen die jeweiligen vollen Höchstbeträge nach dem SGB XI übersteigen, ist 
Absatz 1 anzuwenden. 
 
(6) Bei Anlegung eines strengen Maßstabs kann der Bemessungssatz in besonderen Härtefällen, 
insbesondere wenn die Aufwendungen infolge einer Dienstbeschädigung entstanden sind, erhöht 
werden. 
 
§ 15 Begrenzung der Beihilfe 
 
(1) Die Beihilfe wird vor Anwendung der Absätze 2 bis 4 um 
eine Kostendämpfungspauschale für jedes Kalenderjahr 
gekürzt, in dem beihilfefähige Aufwendungen in Rechnung 
gestellt sind. Der Betrag ist unabhängig von der Fortdauer 
der Beihilfeberechtigung, die Höhe richtet sich nach der 
Besoldungsgruppe, nach der die laufenden Bezüge bei 
Rechnungsstellung bemessen sind, bei Beamten auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst nach der 
Eingangsbesoldungsgruppe; Änderungen der Besoldung im 
Lauf eines Jahres führen nicht zu einer Änderung der Stufe. 
Sind die laufenden Bezüge nicht nach einer nachstehend 
genannten Besoldungsgruppe bemessen, so hat die 
Zuordnung zu der Stufe der Besoldungsgruppe zu erfolgen, 
deren Anfangsgrundgehalt den laufenden Bezügen am 
nächsten kommt. Die Beihilfe für Hinterbliebene wird insoweit 
nicht nochmals gekürzt, als für das Jahr des Todes des 

§ 6a 
Ein Anspruch auf 
Wahlleistungen in 

Krankenhäusern besteht bei 
Zahlung eines monatlichen 

Beitrages von 13 Euro. Dafür ist 
eine schriftliche Erklärung 

gegenüber der Bezügestelle 
erforderlich. Die Ausschlussfrist 

beträgt 5 Monate. 
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verstorbenen Beihilfeberechtigten bereits eine Kürzung erfolgt ist. Die Kostendämpfungspauschale 
beträgt in  
 

Betrag in Euro 
 
Stufe Bezüge nach Besoldungsgruppen  Aktive  Versorgungsempfänger 
1  A 6 bis A 9     75    60 
2  A 10 bis A 12     90    80 
3  A 13 bis A 16,    120   100 
………………………………………… 
 
Hiervon ausgenommen sind Waisen, die als solche beihilfeberechtigt sind, sowie Beihilfen nach § 9 
Abs. 3 bis 7, § 11 Abs. 2 und § 15 Abs. 4. 
 
(2) Die Beihilfe darf zusammen mit den aus demselben Anlaß gewährten Leistungen aus 
Krankenversicherungen, Pflegeversicherungen, auf Grund von Rechtsvorschriften oder 
arbeitsvertraglichen Vereinbarungen die dem Grunde nach beihilfefähigen Aufwendungen nicht 
übersteigen. Hierbei bleiben Sterbegelder, Wohngeld, Leistungen aus Krankentagegeld-, 
Krankenhaustagegeld- und Pflegetagegeldversicherungen, aus nicht aufwandsbezogenen 
Kapitalversicherungen sowie Ansprüche nach § 1968 BGB unberücksichtigt. Dem Grunde nach 
beihilfefähig sind die in den §§ 6 bis 13 genannten Aufwendungen in tatsächlicher Höhe, für die im 
Einzelfall eine Beihilfe gewährt wird. Bei pauschalen Beihilfen nach § 9 Abs. 4 und § 11 Abs. 2 sind 
Aufwendungen in Höhe des Pauschalbetrags zugrunde zu legen. Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für 
Beihilfen nach § 12 Abs. 1 und 2. 
 
(3) Die in Absatz 2 bezeichneten Leistungen sind durch Belege nachzuweisen. Wenn die Leistungen 
aus einer privaten Kranken- oder Pflegeversicherung nachweislich nach einem für alle Aufwendungen 
einheitlich hohen Vomhundertsatz bemessen werden, ist ein Einzelnachweis nicht erforderlich; in 
diesem Fall werden die Leistungen der Versicherung nach diesem Vomhundertsatz von den dem 
Grunde nach beihilfefähigen Aufwendungen errechnet. Gleiches gilt für Leistungen nach § 28 Abs. 2 
SGB XI. Der Summe der mit einem Antrag geltend gemachten Aufwendungen ist die Summe der 
hierauf entfallenden Leistungen gegenüberzustellen, auch 
wenn Leistungen nicht in Anspruch genommen werden. 
Aufwendungen nach § 12 werden getrennt abgerechnet. 
(4) Wird die beihilfefähige Wahlleistung Unterkunft anläßlich 
eines Krankenhausaufenthalts (§ 6 Abs. 1 Nr. 6,gegebenenfalls 
in Verbindung mit § 11 Abs. 1 Nr. 2) nicht beansprucht, so wird 
statt dessen eine Beihilfe von 11 Euro pro Pflegesatztag 
gewährt. Für die nicht beanspruchte beihilfefähige 
wahlärztliche Leistung (§ 22 Abs. 3 BPflV) anläßlich eines in 
Satz 1 genannten Krankenhausaufenthalts wird ebenfalls eine 
Beihilfe von 14 Euro pro Pflegesatztag gewährt. Werden 
anlässlich der Inanspruchnahme von Leistungen nach § 7 Abs. 7 Satz 1 oder 4 gesondert berechnete 
ärztliche Leistungen nach § 7 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 nicht geltend gemacht, so wird eine Beihilfe von 10 
Euro pro Tag des stationären Aufenthalts gewährt. 
 
(5) Die Beihilfestelle kann mit Personen oder Einrichtungen, die Leistungen erbringen oder 
Rechnungen ausstellen, mit Versicherungen und anderen Kostenträgern sowie deren 
Zusammenschlüssen Verträge über Beihilfeangelegenheiten abschließen, wenn dies im Interesse 
einer wirtschaftlicheren Krankenfürsorge liegt. Dabei sollen auch feste Preise vereinbart werden, die 
deutlich unter den nach dieser Verordnung maßgeblichen Gebührenrahmensätzen und 
Höchstbeträgen liegen. 
 
§ 17 Verfahren 
 
(1) Beihilfe wird auf schriftlichen Antrag der Beihilfeberechtigten gewährt; hierfür sind im Bereich der 
Landesverwaltung die vom Finanzministerium, im übrigen Bereich die vom Finanzministerium oder der 
Beihilfestelle bekanntgegebenen Formblätter zu verwenden. 
 
(2) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn die mit dem Antrag geltend gemachten dem Grunde nach 
beihilfefähigen Aufwendungen mindestens 300 Euro betragen. Wird diese Summe nicht erreicht, wird 

Eine Beihilfe wird nur 
gewährt, wenn die 

Aufwendungen 
mindestens 300 Euro 

betragen oder der letzte 
Antrag 12 Monate zurück 

liegt. 
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abweichend von Satz 1 eine Beihilfe gewährt, wenn der letzte hiernach zulässige Antrag vor mehr als 
zwölf Monaten bei der Beihilfestelle eingegangen ist. Die Beihilfe wird vor Anwendung des § 15 um 16 
Euro gekürzt, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 oder 2 nicht vorliegen, der Antragsteller nach 
ausdrücklichem Hinweis aber auf der Bearbeitung seines Antrags besteht. 
 
(3) Beihilfe wird nur zu den Aufwendungen gewährt, die durch Belege nachgewiesen sind, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. Würde mehreren Beihilfeberechtigten zu denselben Aufwendungen 
Beihilfe zustehen, so wird eine Beihilfe nur dem gewährt, der die Originalbelege zuerst vorlegt.  
 
(4) Die Beihilfeanträge sind unter Beifügung der Belege unmittelbar der Beihilfestelle vorzulegen. Die 
Beihilfestelle soll die Angaben zur Beihilfeberechtigung und zur Berücksichtigung nach den §§ 2 bis 4 
mit den für die Bezüge maßgeblichen Daten abgleichen. Die Beihilfestelle darf bei begründeten 
Zweifeln an der Echtheit eines Belegs, insbesondere einer Computerrechnung ohne vorgedruckten 
Briefkopf, die erforderliche Auskunft unmittelbar beim Aussteller einholen. 
 
(5) Als Beihilfestellen entscheiden, soweit in Rechtsvorschriften oder von den obersten 
Dienstbehörden nichts anderes bestimmt ist, 
1. die obersten Dienstbehörden über die Anträge ihrer Bediensteten und der Leiter der ihnen 
unmittelbar nachgeordneten Behörden, 
2. die den obersten Dienstbehörden unmittelbar nachgeordneten Behörden über die Anträge der 
Bediensteten ihres Geschäftsbereichs, 
3. die Pensionsregelungsbehörden über die Anträge der Versorgungsempfänger. 
 
(6) In automatisierten Zahlungsverfahren soll die Beihilfe grundsätzlich auf das Bezügekonto 
überwiesen werden; abweichende Zahlungswege sind zu überwachen, Barauszahlungen und 
Überweisungen auf Zweitkonten sind nicht zulässig. 
(7) Den Beihilfeberechtigten können Abschlagszahlungen gewährt werden. 
 
(8) Nur solche Originalbelege, deren Vorlage vorgeschrieben oder ausdrücklich verlangt worden ist, 
werden zurückgegeben. Sie können vor der Rückgabe von der Beihilfestelle als für Beihilfezwecke 
verwendet kenntlich gemacht werden. Andere Belege kann die Beihilfestelle einbehalten. 
 
(9) Ist eine vorgeschriebene vorherige Anerkennung der Beihilfefähigkeit unterblieben, wird eine 
Beihilfe nur gewährt, wenn der Beihilfeberechtigte ohne Verschulden und nicht lediglich aus 
Unkenntnis verhindert war, die Anerkennung zu beantragen und die Antragstellung innerhalb eines 
Monats nach Wegfall des Hindernisses nachgeholt worden ist. Im übrigen gilt § 32 des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes entsprechend. 
 
(10) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn die Beihilfeberechtigten sie vor Ablauf der beiden 
Kalenderjahre beantragt haben, die auf das Jahr des Entstehens der Aufwendungen oder, wenn es 
sich nicht um Aufwendungen nach § 9 handelt, der ersten Ausstellung der Rechnung folgen. Für den 
Beginn der Frist ist bei Beihilfe nach § 9 und § 15 Abs. 4 jeder Pflegetag, nach § 11 Abs. 2 der Tag 
der Geburt oder der Annahme als Kind maßgebend. Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn Adressat der 
Rechnung nicht der Beihilfeberechtigte selbst, sondern ein anderer Kostenschuldner ist. Bei 
Fristversäumnis erlischt der Anspruch. 
 
 

VII. Unfallfürsorge 
 
Unfallfürsorge 
§ 44 BeamtVGBW 
 
Allgemeines 
 
(1) Wird ein Beamter durch einen Dienstunfall verletzt, so wird ihm oder seinen Hinterbliebenen 
Unfallfürsorge gewährt. 
 
(2) Die Unfallfürsorge umfasst folgende, nach den Regelungen dieses Gesetzes normierte Zahlungen: 
1. Einsatzversorgung im Sinne des § 46, 
2. Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen (§ 47), 
3. Heilverfahren (§§ 48 und 49), 
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4. Unfallausgleich (§ 50), 
5. Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag (§§ 51 bis 54), 
6. Unfall-Hinterbliebenenversorgung (§§ 55 bis 58), 
7. einmalige Unfallentschädigung (§ 59), 
8. Schadensausgleich in besonderen Fällen (§ 60). 
Im Fall von Absatz 1 Satz 2 und 3 erhält das Kind der Beamtin Leistungen nach Satz 1 Nr. 3 und 4 
sowie nach § 54. 
 
§ 45 
Dienstunfall 
 
(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und zeitlich 
bestimmbares, einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in Ausübung oder infolge des 
Dienstes eingetreten ist. Zum Dienst gehören auch 
 
1. Dienstreisen, Dienstgänge und die dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort, 
2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen und 
3. Nebentätigkeiten, zu deren Ausübung der Beamte nach § 61 LBG verpflichtet ist, oder an deren 
Übernahme der Dienstvorgesetzte ein dienstliches Interesse anerkannt hat, sofern kein 
Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung (§ 2 des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch) besteht. 
 
(2) Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des mit dem Dienst zusammenhängenden Wegs nach und 
von der 
Dienststelle; hat der Beamte wegen der Entfernung der ständigen Familienwohnung vom Dienstort an 
diesem oder in dessen Nähe eine Unterkunft, gilt Halbsatz 1 auch für den Weg von und nach der 
Familienwohnung. Der Zusammenhang mit dem Dienst gilt als nicht unterbrochen, wenn der Beamte 
von dem unmittelbaren Weg zwischen der Wohnung und der Dienststelle in vertretbarem Umfang 
abweicht, weil 
 
1. sein dem Grunde nach kindergeldberechtigendes Kind, das mit ihm in einem Haushalt lebt, wegen 
seiner beruflichen Tätigkeit oder der beruflichen Tätigkeit beider Eheleute fremder Obhut anvertraut 
wird oder 
2. weil er mit anderen berufstätigen oder in der gesetzlichen Unfallversicherung versicherten Personen 
gemeinsam ein Fahrzeug für den Weg nach und von der Dienststelle benutzt. 
 
Ein Unfall, den der Verletzte bei Durchführung des Heilverfahrens (§ 48) oder auf einem hierzu 
notwendigen Weg erleidet, gilt als Folge eines Dienstunfalls. 
 
(3) Erkrankt ein Beamter, der nach der Art seiner dienstlichen Verrichtung der Gefahr der Erkrankung 
an bestimmten Krankheiten besonders ausgesetzt ist, an einer solchen Krankheit, gilt dies als 
Dienstunfall, es sei denn, dass der Beamte sich die Krankheit außerhalb des Diensts zugezogen hat. 
Die Erkrankung an einer solchen Krankheit gilt jedoch stets als Dienstunfall, wenn sie durch 
gesundheitsschädigende Verhältnisse verursacht worden ist, denen der Beamte am Ort des dienstlich 
angeordneten Aufenthalts im Ausland besonders ausgesetzt war. Die in Betracht kommenden 
Krankheiten ergeben sich aus der Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) vom 31. Oktober 1997 (BGBl. 
I S. 2623) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(4) Dem durch Dienstunfall verursachten Körperschaden ist ein Körperschaden gleichzusetzen, den 
ein Beamter außerhalb seines Diensts erleidet, wenn er im Hinblick auf pflichtgemäßes dienstliches 
Verhalten oder wegen seiner Eigenschaft als Beamter angegriffen wird. Gleichzuachten ist ferner ein 
Körperschaden, den ein Beamter im Ausland erleidet, wenn er bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder 
Unruhen, denen er am Ort des dienstlich angeordneten Aufenthalts im Ausland besonders ausgesetzt 
war, angegriffen wird. 
 
(5) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall kann auch gewährt werden, wenn ein Beamter, der zur 
Wahrnehmung einer Tätigkeit, die öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient, beurlaubt 
worden ist und in Ausübung oder infolge dieser Tätigkeit einen Körperschaden erleidet. 
 
§ 46 
Einsatzversorgung 
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(1) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall wird auch dann gewährt, wenn ein Beamter aufgrund 
eines in Ausübung oder infolge des Diensts eingetretenen Unfalls oder einer derart eingetretenen 
Erkrankung im Sinne des § 45 bei einer besonderen Verwendung im Ausland eine gesundheitliche 
Schädigung erleidet (Einsatzunfall). Eine besondere Verwendung im Ausland ist eine Verwendung, 
die aufgrund eines Übereinkommens oder einer Vereinbarung mit einer über- oder zwischenstaat-
lichen Einrichtung oder mit einem auswärtigen Staat auf Beschluss der Bundesregierung im Ausland 
oder außerhalb des deutschen Hoheitsgebiets auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen stattfindet oder 
eine Verwendung im Ausland oder außerhalb des deutschen Hoheitsgebiets auf Schiffen oder in 
Luftfahrzeugen mit vergleichbar gesteigerter Gefährdungslage. Die besondere Verwendung im 
Ausland beginnt mit dem Eintreffen im Einsatzgebiet und endet mit dem Verlassen des 
Einsatzgebiets. 
 
(2) Gleiches gilt, wenn bei einem Beamten eine Erkrankung oder ihre Folgen oder ein Unfall auf 
gesundheitsschädigende oder sonst vom Inland wesentlich abweichende Verhältnisse bei einer 
Verwendung im Sinne des Absatzes 1 zurückzuführen sind oder wenn eine gesundheitliche 
Schädigung bei dienstlicher Verwendung im Ausland auf einen Unfall oder eine Erkrankung im 
Zusammenhang mit einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft zurückzuführen ist oder darauf 
beruht, dass der Beamte aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen dem 
Einflussbereich des Dienstherrn entzogen ist. 
 
(3) § 45 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 
(4) Die Unfallfürsorge ist ausgeschlossen, wenn sich der Beamte vorsätzlich oder grob fahrlässig der 
Gefährdung ausgesetzt oder die Gründe für eine Verschleppung, Gefangenschaft oder sonstige 
Einflussbereichsentziehung herbeigeführt hat, es sei denn, dass der Ausschluss für ihn eine unbillige 
Härte wäre. 
 
§ 47 
Erstattung von Sachschäden und 
besonderen Aufwendungen 
 
Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die der Beamte mit sich 
geführt hat, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, kann dafür Ersatz geleistet 
werden. Anträge auf Gewährung von Sachschadenersatz nach Satz 1 sind innerhalb einer 
Ausschlussfrist von drei Monaten zu stellen. Sind durch die erste Hilfeleistung nach dem Unfall 
besondere Kosten entstanden, ist dem Beamten der nachweisbar notwendige Aufwand zu ersetzen. 
 
§ 48 
Heilverfahren 
 
(1) Das Heilverfahren umfasst die notwendige 
 
1. ärztliche Behandlung, 
2. Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln, Ausstattung mit Körperersatzstücken, 
orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder die 
Unfallfolgen erleichtern sollen, 
3. Pflege (§ 49). 
 
(2) Anstelle der ärztlichen Behandlung sowie der Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln kann 
Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege gewährt werden. Der Verletzte ist verpflichtet, sich 
einer Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege zu unterziehen, wenn sie nach einer 
Stellungnahme eines durch die Dienstbehörde bestimmten Arztes zur Sicherung des Heilerfolgs 
notwendig ist. 
 
(3) Der Verletzte ist verpflichtet, sich einer ärztlichen Behandlung zu unterziehen, es sei denn, dass 
sie mit einer erheblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit des Verletzten verbunden ist. Das Gleiche 
gilt für eine Operation dann, wenn sie keinen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit 
bedeutet. 
(4) Verursachen die Folgen des Dienstunfalls außergewöhnliche Kosten für Kleider- und 
Wäscheverschleiß, sind diese in angemessenem Umfang zu ersetzen.  
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(5) Ist der Verletzte an den Folgen des Dienstunfalls verstorben, können auch die Kosten für die 
Überführung und die Bestattung in angemessener Höhe erstattet werden. 
 
(6) Das Nähere zu Umfang und Durchführung des Heilverfahrens regelt das Finanzministerium durch 
Rechtsverordnung. 
 
§ 49 
Pflegekosten und Hilflosigkeitszuschlag 
 
(1) Ist der Verletzte infolge des Dienstunfalls so hilflos, dass er nicht ohne fremde Hilfe und Pflege 
auskommen kann, sind ihm die Kosten einer notwendigen Pflege in angemessenem Umfang zu 
erstatten. 
 
(2) Nach dem Beginn des Ruhestands ist dem Verletzten auf Antrag für die Dauer der Hilflosigkeit ein 
Zuschlag zu dem Unfallruhegehalt bis zum Erreichen der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu 
gewähren; die Kostenerstattung nach Absatz 1 entfällt. 
 
§ 50 
Unfallausgleich 
 
(1) Liegt ein wesentlicher Grad der Schädigungsfolgen, der durch einen Dienstunfall verursacht 
worden ist und mindestens 25 beträgt, länger als sechs Monate vor, so erhält der Verletzte, solange 
dieser Zustand andauert, neben den Dienstbezügen, den Anwärterbezügen oder dem Ruhegehalt 
einen Unfallausgleich. Dieser wird in Höhe der Grundrente nach § 31 Abs. 1 bis 3 des 
Bundesversorgungsgesetzes gewährt. Der Unfallausgleich wird auch während einer Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge gewährt. 
 
(2) Der Grad der Schädigungsfolgen ist nach den allgemeinen Auswirkungen der 
Funktionsbeeinträchtigungen, die durch die als Schädigungsfolge anerkannten körperlichen, geistigen 
oder seelischen Gesundheitsstörungen bedingt sind, in allen Lebensbereichen zu beurteilen. Hat bei 
Eintritt des Dienstunfalls ein abschätzbarer Grad der Schädigungsfolgen bereits bestanden, so ist für 
die Berechnung des Unfallausgleichs von dem individuellen Grad der Schädigungsfolgen des 
Verletzten, der unmittelbar vor dem Eintritt des Dienstunfalls bestand, auszugehen und zu ermitteln, 
welcher Teil dieses individuellen Grades der Schädigungsfolgen durch den Dienstunfall eingetreten 
ist. Beruht der frühere Grad der Schädigungsfolgen auf einem Dienstunfall, so kann ein einheitlicher 
Unfallausgleich festgesetzt werden. Für äußere Körperschäden können Mindestgrade festgelegt 
werden. 
 
(3) Der Unfallausgleich wird neu festgestellt, wenn in den Verhältnissen, die für die Feststellung 
maßgebend gewesen sind, eine wesentliche Änderung eingetreten ist. Zu diesem Zweck ist der 
Beamte verpflichtet, sich auf Anordnung der obersten Dienstbehörde durch einen von ihm bestimmten 
Arzt untersuchen zu lassen; die oberste Dienstbehörde kann diese Befugnis auf andere Stellen 
übertragen. 
 
§ 51 
Unfallruhegehalt 
 
(1) Ist der Beamte infolge des Dienstunfalls dienstunfähig geworden und in den Ruhestand getreten, 
erhält er Unfallruhegehalt. 
 
(2) Für die Berechnung des Unfallruhegehalts eines vor Vollendung des 60. Lebensjahres in den 
Ruhestand getretenen Beamten wird der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nur die Hälfte der 
Zurechnungszeit nach § 26 hinzugerechnet. (3) Der Ruhegehaltssatz nach § 27 Abs. 1 erhöht sich um 
20 Prozent. Das Unfallruhegehalt beträgt mindestens 66 2/3 Prozent der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge und darf 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht übersteigen. Es darf 
nicht hinter 69,5 Prozent der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe A 5 zurückbleiben. 
 
§ 52 
Erhöhtes Unfallruhegehalt 
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(1) Setzt sich ein Beamter bei Ausübung einer Diensthandlung einer damit verbundenen besonderen 
Lebensgefahr aus und erleidet er infolge dieser Gefährdung einen Dienstunfall, sind bei der 
Bemessung des Unfallruhegehalts 80 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der übernächsten Besoldungsgruppe zugrunde zu legen, wenn er infolge dieses Dienstunfalls 
dienstunfähig geworden und in den Ruhestand versetzt worden ist, und der Grad der 
Schädigungsfolgen im Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand infolge des Dienstunfalls 
mindestens 50 beträgt. Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
für Beamte 
1. der Laufbahngruppe des mittleren Dienstes mindestens nach der Besoldungsgruppe A 9, 
2. der Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes mindestens nach der Besoldungsgruppe A 12 und 
3. der Laufbahngruppe des höheren Dienstes mindestens nach der Besoldungsgruppe A 16 
bemessen. 
 
(2) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewährt, wenn der Beamte 
1. in Ausübung des Dienstes durch einen rechtswidrigen Angriff oder 
2. außerhalb des Dienstes durch einen Angriff im Sinne des § 45 Abs. 4 einen Dienstunfall mit den in 
Absatz 1 genannten Folgen erleidet. 
 
(3) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewährt, wenn ein Beamter einen Einsatzunfall oder ein 
diesem gleichstehendes Ereignis im Sinne des § 46 erleidet und er infolge des Einsatzunfalls oder des 
diesem gleichstehenden Ereignisses dienstunfähig geworden und in den Ruhestand getreten und im 
Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand infolge des Einsatzunfalls oder des diesem gleichstehenden 
Ereignisses einen Grad der Schädigungsfolgen von mindestens 50 hat. 
 
 

VIII. Gesundheit und Arbeitsschutz 
 
Ärztliche Untersuchungen 
 
§ 53 LBG 
Ärztliche Untersuchungen, Genetische 
Untersuchungen und Analysen 
 
(1) Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, sich nach dienstlicher Weisung ärztlich untersuchen 
und, falls dies aus amtsärztlicher Sicht für erforderlich gehalten wird, auch beobachten zu lassen, 
wenn Zweifel an der Dienstfähigkeit oder über die Dienstunfähigkeit bestehen oder Dienstunfähigkeit 
ärztlich festzustellen ist. Entzieht sich die Beamtin oder der Beamte trotz schriftlicher Aufforderung 
dieser Verpflichtung, ohne hierfür einen hinreichenden Grund nachzuweisen, kann Dienstunfähigkeit 
oder begrenzte Dienstfähigkeit mit der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit als amtsärztlich festgestellt 
angenommen werden. Auf die Rechtsfolge ist in der Aufforderung hinzuweisen. 
 
(2) Zu Beginn der ärztlichen Untersuchung oder Beobachtung 
ist die Beamtin oder der Beamte auf deren Zweck und die Übermittlungsbefugnis bezüglich des 
Untersuchungsergebnisses an die die Untersuchung oder Beobachtung veranlassende Stelle 
hinzuweisen. 
 
(3) Die Ärztin oder der Arzt übermittelt der die Untersuchung veranlassenden Personalverwaltung in 
einem gesonderten und verschlossenen Umschlag nur die tragenden Feststellungen und Gründe des 
Untersuchungsergebnisses, die in Frage kommenden Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Dienstfähigkeit und die Möglichkeit der anderweitigen Verwendung, soweit deren Kenntnis für die 
Personalverwaltung unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit für die von ihr zu 
treffende Entscheidung erforderlich ist. Sonstige Untersuchungsdaten dürfen übermittelt werden, 
soweit deren Verarbeitung nach § 84 Abs. 3 Satz 2 zulässig ist. Die Ärztin oder der Arzt übermittelt der 
Beamtin oder dem Beamten eine Kopie der Mitteilung an die Personalverwaltung, soweit dem 
ärztliche Gründe nicht entgegenstehen.  
 
(4) Genetische Untersuchungen und Analysen im Sinne von § 3 Nr. 1 und 2 des 
Gendiagnostikgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2529) in der jeweils geltenden Fassung sind bei 
Beamtinnen und Beamten sowie bei Bewerberinnen und Bewerbern für ein Beamtenverhältnis 
unzulässig, insbesondere  
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1. vor und nach einer Ernennung oder 
2. im Rahmen arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen. 
 
(5) Abweichend von Absatz 4 Nr. 2 sind diagnostische genetische Untersuchungen (§ 3 Nr. 7 des 
Gendiagnostikgesetzes) durch Genproduktanalyse zulässig, soweit sie zur Feststellung genetischer 
Eigenschaften erforderlich sind, die für schwerwiegende gesundheitliche Störungen, die bei einer 
Tätigkeit auf einem bestimmten Dienstposten oder mit einer bestimmten Tätigkeit entstehen können, 
ursächlich oder mitursächlich sind. Als Bestandteil arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen sind 
genetische Untersuchungen nachrangig zu anderen Maßnahmen des Arbeitsschutzes nach § 77. Die 
§§ 7 bis 16 des Gendiagnostikgesetzes gelten entsprechend. 
 
(6) Die Mitteilung von Ergebnissen bereits vorgenommener genetischer Untersuchungen oder 
Analysen darf weder verlangt werden, noch dürfen solche Ergebnisse entgegen genommen oder 
verwendet werden. 
 
G 26 „Atemschutzgeräte“ 
 
Der berufsgenossenschaftliche Grundsatz für die Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung G 26 
wurde im Herbst 2007 vom Ausschuss „Arbeitsmedizin“ der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) überarbeitet. Dieser Grundsatz gibt Empfehlungen für gezielte 
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen zur Feststellung, ob bei Personen gesundheitliche 
Bedenken gegen das Tragen von Atemschutzgeräten bestehen.  

Für Atemschutzgeräteträger der Feuerwehren wird in der Regel die Untersuchung entsprechend der 
Gruppe 3 (umluftunabhängige Atemschutzgeräte) durchgeführt. Diese beinhaltet die höchsten 
Anforderungen.  

Für den Einsatz unter Atemschutz ist eine hohe körperliche Belastbarkeit unumgänglich. Die 
Atemschutzeinsätze finden mitunter zeitkritisch unter schwierigsten Bedingungen statt. Oft sind 
Mitmenschen in akuten Notsituationen auf die Hilfe der Feuerwehren angewiesen, deshalb muss sich 
eine Kommune bzw. die Feuerwehr auf die Einsatzfähigkeit ihrer Feuerwehrangehörigen verlassen 
können. Nicht weniger wichtig ist es, dass die Feuerwehrangehörigen wieder gesund und 
wohlbehalten von ihren Einsätzen zurückkehren. Dem sich hieraus ergebenden Anspruch soll die 
regelmäßige Untersuchung gerecht werden. 

Die wesentliche Neuerung für die Atemschutzgeräteträger ist die Empfehlung zur Blutentnahme mit 
Bestimmung des Blutbildes und der beiden Leberwerte (GPT, γ-GT).  

Weiter wird die Bestimmung des Blutzuckers empfohlen, um z.B. einen Diabetes mellitus 
(Zuckerkrankheit) erkennen zu können.  

Neben diesen wesentlichen Neuerungen haben sich noch weitere kleinere Neuerungen ergeben. Als 
Kriterium für die Bestimmung des Übergewichts können neben dem bisherigen Verfahren nach Broca 
(Körpergröße [cm] – 100 = Sollgewicht [kg]) auch vergleichbare Grenzwerte anderer Indizes (z.B. 
Body-Maß-Index, BMI) angewendet werden.  

(BMI = Gewicht [kg] / Größe² [m]). Hierfür gibt es bestimmte Grenzwertempfehlungen, z.B. 
Übergewicht ab BMI > 30.  

Am 24. Dezember 2008 ist die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) in Kraft 
getreten. Die neue staatliche Verordnung schafft im Geltungsbereich des Arbeitsschutzgesetzes eine 
neue rechtliche Basis für die Gesundheitsvorsorge in den Betrieben. Mit dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung sind konkurrierende Regelungen der Unfallverhütungsvorschrift „Arbeitsmedizinische 
Vorsorge“ (GUV-V A4) – einschließlich entsprechender Vorschriften zur Ermächtigung von Ärzten für 
die Durchführung der arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen – in den Betrieben nicht mehr 
anzuwenden.  
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Die neue ArbMedVV sieht unter anderem vor, dass die arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung 
nur noch von Ärzten durchgeführt werden darf, die die Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“ oder die 
Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin“ führen. 

Quelle: Unfallkasse Baden-Württemberg 


